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EDITORIAL/157: Nebelpoeme (SB)





Wochendruckausgabe 157 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
16.11.2019
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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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RUNDSCHREIBEN/002: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)

Ankündigung der Wochendruckausgabe 158 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 14. März 2020


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick
wird aus technischen Gründen leider erst ab Samstag,
den 6. Juni 2020 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de.


Mit den besten Grüßen in Vertretung Ihrer Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

14. März 2020
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MUMIA/1015: Lebe wohl, Rafael! (Mumia Abu-Jamal)

Kolumne 1.000

Lebe wohl, Rafael!

Nachruf auf den puertricanischen Unabhängigkeitskämpfer Rafael Cancel
Miranda. Im Nachtrag eine Erinnerung daran, wie sich der ehemalige
politische Gefangene schon sehr früh für Mumia einsetzte

von Mumia Abu-Jamal, März



Mit vollem Namen hieß er Rafael Cancel Miranda, aber ich befürchte, dass er
heute vielen von denen, die seinen Namen hören, nicht bekannt sein wird.
Das ist bedauerlich, doch ich hoffe, etwas daran ändern zu können.

Rafael war ein puertoricanischer Nationalist, der sein Leben lang für die
Freiheit und Unabhängigkeit der karibischen Insel Puerto Rico kämpfte.
Schon mit 15 Jahren wurde er Mitglied der Puertoricanischen
Nationalistischen Partei des Albizu Campos.

Am 1. März 1954 drang ein bewaffnetes Kommando in das US-Kapitol in
Washington D. C. ein und eröffnete im Sitzungssaal des Kongresses das
Feuer, um gegen die Unterdrückung Puerto Ricos als US-Kolonie zu
protestieren. Auch Rafael war dort und wurde zusammen mit Lolita Lebrón,
Andrés Figueroa Cordero und Irvin Flores Rodríguez verhaftet, nachdem sie
eine Erklärung für die Unabhängigkeit ihres Landes verlesen hatten. Sie
wurden zu Gefängnisstrafen von 50 bis 75 Jahren verurteilt, kamen aber nach
25 Jahren auch dank einer Solidaritätskampagne wieder frei.

Anfang März, nur einen Tag nach dem 66. Jahrestag der Aktion im Kapitol,
tat Rafael in seinem 90. Lebensjahr seinen letzten Atemzug. Geboren wurde
er am 18. Juli 1930 in Mayagüez, Puerto Rico. In seinem langen Leben
schrieb er acht Bücher und zahllose Zeitungsartikel.

Seine Ehefrau, María de los Ángeles Vázquez, forderte die
Unterstützer Rafaels und der Unabhängigkeitsbewegung auf, ihrem Mann und
»Compañero« mit einem Meer von puertoricanischen Fahnen die letzte Ehre zu
erweisen, und so geschah es am Sonntag, dem 8. März, auf der Trauerfeier in
Mayagüz. In ihrer Abschiedsrede erklärte Maria: »José Martí zitierend
möchte ich sagen, Rafael Cancel Miranda gehörte angesichts so vieler
Menschen, die ohne jeden Anstand leben, zu denen, die den Anstand vieler
Menschen in sich tragen. Er trug den Anstand und die Würde, den Mut und die
Weisheit vieler Männer und Frauen in sich. Aber vor allem war er erfüllt
von der Liebe, der Liebe des wahren Revolutionärs, wie El Che betonte. Der
Liebe zu seinem Volk, zu seinen Mitmenschen. Wir werden ihn sehr vermissen:
Seine imposante Präsenz, stets gut aussehend. Den durchdringenden Blick
seiner schwarzen Augen, sein aufrichtiges Lächeln. Seine treffenden Worte,
seine Solidarität, seine überbordende Großzügigkeit, wann immer es ihm
möglich war, und seine Leidenschaft im Kampf.«

Genau so werden die Independentistas in Puerto Rico Rafael Cancel Miranda
in Erinnerung behalten!


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser


Im Dezember 1990 fand in New York City ein »Internationales Tribunal
über politische Gefangene in den USA« statt, an dem auch Rafael Cancel
Miranda als Zeitzeuge teilnahm. Er sagte über die US-Kolonie Puerto Rico
und die Situation der politischen Gefangenen aus der puertoricanischen
Unabhängigkeitsbewegung in US-Knästen aus. In Vorbereitung des Tribunals
waren es Cancel Miranda und andere puertoricanische Aktivisten, die sich
dafür stark machten, auch den Fall Mumia Abu-Jamals im Tribunal zu
diskutieren, seine Verurteilung sowie die Todesstrafe allgemein einer
scharfen Kritik zu unterziehen und Mumias Freilassung zu fordern. Cancel
Miranda: »Solange wir uns umeinander kümmern, können wir nicht besiegt
werden!« (Jürgen Heiser)

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 64 vom 16. März 2020

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. März 2020 
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AUSSICHTEN/8931: Und morgen, den 23. März 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 23.03.2020 bis zum 24.03.2020 +++
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Diese Luft

grenzt an Frost,

Jean, der Schuft,

quakt Südost.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9352: Aus aller Welt - 22.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Neue slowakische Regierung vereidigt

Die neue slowakische Regierung tritt ihr Amt an. Ministerpräsident
Igor Matovic und seine Kabinettsmitglieder legten ihren Amtseid in
Bratislava bei Präsidentin Zuzana Caputova ab. Als Schwerpunkte der
Regierungsarbeit nannte der konservative 47jährige Regierungschef die
Bekämpfung der Coronakrise sowie die im Land grassierende Korruption.
Matovic hatte bei der Parlamentswahl am 29. Februar mit seiner
Wahlplattform mit dem Namen Gewöhnliche Menschen und unabhängige
Persönlichkeiten (OLaNO) einen überraschend hohen Stimmenanteil von
25 Prozent verbuchen können. Die sozialdemokratisch geführte
Vorgängerregierung war nach der Ermordung des Enthüllungsjournalisten
Jan Kuciak und dessen Verlobten Martina Kusnirova mit
Korruptionsvorwürfen und Massendemonstrationen konfrontiert worden.

22. März 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9352: Kriminalität und Rechtsprechung - 22.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Fahndung nach Supermarkträuber

Zum zweiten Mal innerhalb von vier Wochen wurde am Freitagabend ein
Lebensmittelmarkt im Bezirk Treptow-Köpenick überfallen. Drei
maskierte Männer drangen kurz vor Ladenschluß in die Filiale ein. Sie
überwältigten einen 18jährigen Sicherheitsmitarbeiter, bedrohten drei
Angestellte mit Messern und forderten die Herausgabe von Geld. Die
Täter beraubten die Mitarbeiter ihrer Smartphones. Im Büro des
Supermarkts sollen sie unter anderem Überwachungsmonitore und andere
Einrichtungsgegenstände zerstört haben. Anschließend flüchtete das
Trio samt ihrer Beute in Richtung Neukölln.

22. März 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9349: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 22.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Nordkorea testet neue Kurzstreckenraketen

Das nordkoreanische Militär hat während einer Übung taktische
Lenkwaffen erprobt. Zwei ballistischen Kurzstreckenraketen seien in
der nördlichen Provinz Pyongan in Richtung Japanisches Meer
abgeschossen worden, meldete die südkoreanische Nachrichtenagentur
Yonhap unter Berufung auf den südkoreanischen Generalstab. Den
Angaben zufolge flogen die Geschosse bei einer Flughöhe von bis zu 50
Kilometern etwa 410 Kilometer weit. Das Feuer sollte die taktischen
Eigenschaften und die Macht eines neuen Waffensystems demonstrieren,
berichtete die nordkoreanische Nachrichtenagentur KCNA. Aufgrund der
komplizierten Flugbahnen und Fallwinkel der Raketen befürchten
Experten in Seoul, daß südkoreanische Abfangsysteme, wie
beispielsweise Patriot-Abwehrraketen, ausmanövriert werden könnten.

22. März 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9351: Aus Parlament und Gesellschaft - 22.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Merkel muß nach Kontakt mit Infiziertem in Quarantäne

Nach dem Kontakt mit einem Corona-Infizierten begibt sich
Bundeskanzlerin Angela Merkel nun selbst in häusliche Quarantäne. Die
Kanzlerin sei nach ihrem Presseauftritt am Abend darüber unterrichtet
worden, daß sie am Freitag zu einem Arzt Kontakt hatte, der
mittlerweile positiv auf das Coronavirus getestet worden sei, teilte
ihr Sprecher Steffen Seibert mit. Auch aus der häuslichen
Quarantäne werde die Regierungschefin ihren Dienstgeschäften
nachgehen.

22. März 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9349: Tragisches und Kurioses - 22.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Erdbeben der Stärke 5,4 in Kroatien

Ein Erdbeben der Stärke 5,4 erschütterte am frühen Sonntagmorgen die
kroatische Hauptstadt Zagreb. Dabei wurden mindestens 17 Menschen
verletzt. An vielen Gebäuden entstanden schwere Schäden. Für die
Beseitigung der Trümmer wurde die Armee eingesetzt. Nach Angaben des
Seismologischen Zentrums Europa-Mittelmeer lag das Zentrum des Bebens
rund sieben Kilometer nördlich von Zagreb. Das in Slowenien gelegene
Kernkraftwerk Krsko, das sich etwa 50 Kilometer nordöstlich von
Zagreb befindet, blieb von dem Erdbeben unbetroffen. In Österreich
wurden unterdessen wieder Forderungen laut, die bereits 1981 in
Betrieb genommene Anlage endlich zu schließen.

22. März 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8434: Aus Forschung und Technik - 22.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



OneWeb-Konstellation auf 74 Satelliten erhöht

Ein russischer Nutzlastträger vom Typ Sojus-2.1b transportierte am
Samstag weitere 34 britische OneWeb-Nachrichtensatelliten in die
vorgesehene Erdumlaufbahn. Der Start vom europäischen Weltraumbahnhof
Kourou erfolgte im Rahmen der Vereinbarung zwischen dem russischen
Startdienstleister Glawkosmos und des europäischen
Raumtransportunternehmens Arianespace. Alle Hightech-Geräte wurden
von der Fregat-Oberstufe in einem Zeitraum von dreieinhalb Stunden in
450 Kilometern Höhe ausgesetzt. Insgesamt plant OneWeb den Einsatz
von etwa 600 Satelliten auf der erdnahen Umlaufbahn. Das in London
ansässige Unternehmen will ab 2021 kommerzielle Kommunikationsdienste
für verschiedene Märkte anbieten.

22. März 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8448: Aus aller Welt - 22.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Afghanistans Gesundheitssystem für Rückkehrer aus Iran nicht bereit

Rund drei Millionen Menschen aus dem Bürgerkriegsland Afghanistan
haben Schutz im benachbarten Iran gesucht. Jetzt nimmt dort die
Corona-Pandemie verheerende Ausmaße an, und Zehntausende von Afghanen
flüchten zurück in ihre Heimat. Seit Anfang des Jahres zählte die
Internationale Organisation für Migration (IOM) 138.000 Rückkehrer.
Viele von ihnen dürften den Virus in sich tragen. Die Gesellschaft
für bedrohte Völker (GfbV) in Göttingen warnte am Sonntag, das
afghanische Gesundheitssystem sei auf die Ankunft so vieler
potentiell Infizierter nicht vorbereitet. Sollten die ausländischen
Truppen wegen der Pandemie überstürzt abziehen, könnte das den
Friedensprozeß in Afghanistan gefährden.

22. März 2020
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GESUNDHEIT/8403: Medizin und Gesundheitswesen - 22.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Coronakrise: Weitreichendes Kontaktverbot in Deutschland

Wegen der Coronakrise gab es erneut Verschärfungen der Maßnahmen in 
Deutschland. Wie Der Spiegel in seiner Online-Ausgabe meldete, 
einigten sich Bundeskanzlerin Angela Merkel und die 
Ministerpräsidenten der Länder in einer Telefonkonferenz unter anderem 
auf ein umfangreiches Kontaktverbot. Demnach sind Ansammlungen von 
mehr als zwei Personen grundsätzlich verboten. Ausgenommen sollen 
Familien sowie in einem Haushalt lebende Personen sein. Überhaupt soll 
der Kontakt zu anderen auf ein Mindestmaß beschränkt werden. So muß in 
der Öffentlichkeit ein 1,50-Meter-Abstand eingehalten werden. 
Gastronomiebetriebe bleiben geschlossen. Außerdem sollen 
Dienstleistungsbetriebe im Bereich der Körperpflege - wie Friseure und 
Kosmetikstudios - geschlossen sein. Medizinisch notwendige 
Behandlungen sollen jedoch weiter möglich bleiben. Verstöße gegen die 
Kontaktbeschränkungen sollen von Ordnungsbehörden und Polizei 
überwacht und sanktioniert werden. Auch soll der Weg zur Arbeit, Hilfe 
für andere oder individueller Sport und Bewegung an der frischen Luft 
weiterhin möglich sein. Die Maßnahmen sollen zunächst für zwei Wochen 
gelten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8436: Kriminalität und Rechtsprechung - 22.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Motiv für Anschlag auf ICE-Strecke Frankfurt-Köln nicht bekannt

Im Zusammenhang mit dem versuchten Anschlag auf die ICE-Strecke
Frankfurt-Köln haben Spezialkräfte der Polizei am Samstag bei Köln
einen 51jährigen Tatverdächtigen festgenommen. Gegen ihn wurde
Haftbefehl wegen versuchten Mordes und gefährlichen Eingriffs in den
Bahnverkehr erlassen. Am Sonntag berichtete ein Justizsprecher in
Frankfurt, der verdächtige Deutsche habe sich nicht zu den Vorwürfen
geäußert. Zu einem Motiv für den Anschlag ließe sich noch nichts
sagen. Auf der Hochgeschwindigkeitsstrecke der Bahn waren an einer
Brücke die Befestigungsschrauben der Schienen über eine Länge von
rund 80 Metern gelöst worden. Ein Zug hätte deswegen von der Brücke
50 Meter in die Tiefe stürzen können. Ein ICE-Lokführer hatte am
Freitagmorgen anhand des Fahrverhaltens seines Zuges bemerkt, daß mit
den Schienen etwas nicht in Ordnung war, und hatte dies umgehend
gemeldet. Ein Spezialwerkzeug für die Schrauben fand sich in einem
Wagen des verhafteten Mannes. Das Nachrichtenmagazin Der Spiegel
berichtete, dieser habe die Ermittlungen mit einem Bekennerschreiben
unter anderem an Bundeskanzlerin Merkel auf sich gelenkt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8358: Sprache, Kunst und Medium - 22.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Disney-Konzern geht auf Bitte Frankreichs ein

Eigentlich sollte der in den USA seit vergangenen November betriebene
Online-Videodienst Disney+ nun am kommenden Dienstag auch in
Frankreich an den Start gehen. Da die französische Regierung wegen der
niedrigen Gebühren und der attraktiven Filme und Serien einen massiven
Ansturm auf das neue Streaming-Angebot und damit eine hohe Belastung
des Internets erwartet, wurde der Medien-Gigant um einen Aufschub
gebeten. Disney+ wird seine Frankreich-Premiere jetzt am 7. April
feiern, wie die Nachrichtenagentur AFP meldete.

Nicht zuletzt wegen der enormen Zahl an Beschäftigten, die wegen der
Corona-Pandemie nach Hause geschickt wurden und werden, sind die
Befürchtungen das Internet betreffend auf jeden Fall berechtigt. In
Deutschland und Österreich gilt weiter der 24. März als Starttermin.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8425: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 22.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Nordkorea testet mutmaßlich taktische Lenkwaffen

Nordkoreas Militärs haben am Samstag (Ortszeit) eine Übung mit
taktischen Lenkwaffen absolviert. Das meldete anderntags die
staatliche Nachrichtenagentur KCNA. Das südkoreanische Militär
berichtete von zwei mutmaßlich ballistischen Kurzstreckenraketen,
welche in einer Höhe von maximal 50 Kilometern eine Strecke von über
400 Kilometern zurücklegten. Den letzten Raketentest hatte Nordkorea
am 9. März durchgeführt. Die Waffensysteme sollen vor kurzem
entwickelt worden sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8439: Aus Parlament und Gesellschaft - 22.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Bund und Länder beschließen umfangreiche Kontaktverbote

Von Montag an sollen deutschlandweit für zunächst 14 Tage Kontakte
von mehr als zwei Personen verboten sein. Darauf einigten sich am
Sonntagnachmittag Bundeskanzlerin Merkel, eine Reihe von
Kabinettsmitgliedern und die Ministerpräsidenten der Länder in einer
Telefonkonferenz. Ausgangssperren wurden nicht vereinbart. Vom
Kontaktverbot im öffentlichen Raum ausgenommen sind Angehörige der
Kernfamilie und des eigenen Hausstands sowie Lebenspartner. Bürger
und Bürgerinnen sind gehalten, in der Öffentlichkeit untereinander
einen Mindestabstand von 1,50 Meter zu wahren. Zusammenkünfte zu
Feiern auf öffentlichen Plätzen, in Wohnungen und privaten
Einrichtungen sind inakzeptabel. Ordnungsbehörden und Polizei sollen
die Einhaltung der Kontaktverbote überwachen und Verstöße dagegen
sanktionieren. Weitere Verbote betreffen Gastronomie- und
Dienstleistungsbetriebe.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8408: Tragisches und Kurioses - 22.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Coronaviren machen auch Tierheimen zu schaffen

Obwohl auch die Tierheim wegen der Coronapandemie personelle
Schwierigkeiten beklagen, sollen gerade jetzt mehr Tiere als
gewöhnlich von Haltern abgegeben werden, die von der Seuche entweder
bereits betroffen sind oder das befürchten.

Laut Sender rbb erklären Experten einerseits, daß es keine
Anhaltspunkte für die Übertragung der Viren von Tieren auf Menschen
oder umgekehrt gibt, gleichzeitig werden die Halter darum gebeten,
ihre Tiere vorerst möglichst im Bekannten- oder Familienkreis,
vielleicht auch in einer Tierpension unterzubringen.

Gleichzeitig scheinen seit Ausbruch der Seuche die dringend benötigten
Spenden aus der Bevölkerung spürbar zurückgegangen zu sein.

22. März 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8437: Arbeit, Soziales und Familie - 22.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Sommersemester 2020 als Nichtsemester

Drei Professorinnen der LMU München, der Universität Trier und der
Leibniz Universität Hannover haben einen offenen Brief verfaßt, in
dem sie dafür plädieren, den Lehrbetrieb über das Sommersemester
fortzusetzen, aber das Semester formal nicht zu zählen. Das Anliegen
wurden bereits von Hunderten von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
aus Forschung und Lehre unterzeichnet. Studenten und Studentinnen
sollen keine Nachteile entstehen, wenn sie wegen der Corona-Pandemie
und des damit verbundenen, erhöhten organisatorischen und
kommunikativen Aufwands keine Studienleistungen erbringen können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8414: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 22.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Zagreb: Schwerste Erdbeben seit 140 Jahren

Zagreb ist von zwei Erdbeben erschüttert worden. Wie dpa meldete,
haben sie in der kroatischen Hauptstadt Dutzende Menschen verletzt
und schwere Schäden angerichtet. Die mittelstarken Erdstöße erfolgten
in einer Abfolge von etwas mehr als einer halben Stunde. Nach
Auskunft des European-Mediterranean Seismological Centre (EMSC) lagen
die Zentren der beiden Beben sieben beziehungsweise zehn Kilometer
nördlich von Zagrab. Mit einer Stärke von 5,4 (um 6.24 Uhr Ortzeit)
und 5,0 (um 7.01 Uhr Ortzeit) waren die Beben die schwersten, die das
EU-Land Kroatien seit 140 Jahren heimsuchten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8425: Märkte und Finanzen - 22.03.2020 (SB)




VOM TAGE



AKW Grohnde vor der Revision

Das niedersächsische Atomkraftwerk Grohnde soll Ende 2021 endgültig
abgeschaltet werden. Am 12. April ist noch einmal die jährliche
Revision fällig. Dafür müssen in dem AKW zusätzlich zu den ständigen
rund 350 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen etwa 1000 externe
Fachleute am Ort sein. Wie sie untergebracht und versorgt werden
können und ob ihnen angesichts der Corona-Pandemie die Arbeit im AKW
zugemutet werden kann, ist unklar, wie der NDR am Sonntag berichtete.
Zu den zahlreichen Fragen, die demnach Niedersachsens Umweltminister
Olaf Lies an den AKW-Betreiber PreussenElektra hat, soll die
Bundesnetzagentur entscheiden, ob das AKW Grohnde für die
Stromproduktion und die Netzstabilität systemrelevant ist und
überhaupt noch benötigt wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8437: Aus Forschung und Technik - 22.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Weitere Satelliten für OneWeb

Langsam nimmt das Projekt eines kostengünstigen und schnellen
Internet für alle Gestalt an. Wie dpa meldete, wurden weitere 34
Satelliten des britischen Kommunikationsunternehmens OneWeb an Bord
einer Sojus-Rakete vom Weltraumbahnhof Baikonur in der kasachischen
Steppe ins All geschickt. Allerdings sind nicht weniger als 900
Satelliten nötig, damit Internetpionier Greg Wyler seine Ankündigung
wahrmachen kann. Bei dem Vorhaben handelt sich um ein gemeinsames
Projekt von Luftfahrt- und Rüstungskonzern Airbus und OneWeb. Die
Satelliten sollen auf der Erde ein Hochgeschwindigkeitsnetz für das
Internet ermöglichen - zu Wasser, zu Land und in der Luft. Die
kommerzielle Nutzung soll in diesem Jahr beginnen.
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/2012: Merkel zu der Besprechung mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder zum Coronavirus, 22.03.2020 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Sonntag, 22. März 2020

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel zu der Besprechung mit den
Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder zum Coronavirus



Guten Tag, meine Damen und Herren,

ich habe mich heute Nachmittag ausführlich mit den Regierungschefs und -
chefinnen der Bundesländer telefonisch beraten. Wir alle sind uns des
Ernstes der Situation bewusst. Das Coronavirus breitet sich weiter mit
besorgniserregender Geschwindigkeit in unserem Land aus.

Wir haben heute darüber gesprochen, wie unsere Gegenmittel greifen. An
Gegenmitteln haben wir eben noch keinen Impfstoff und keine Medikamente,
sondern nur erstens die Anstrengungen, die wir unternehmen, um unser
Gesundheitssystem, vor allem die Krankenhäuser, auf den zu erwartenden
weiteren hohen Anstieg der Fallzahlen vorzubereiten, und zweitens unser
eigenes Verhalten. Das ist das derzeit wirksamste Mittel, das wir haben.
Das bedeutet, das öffentliche Leben so weit herunterzufahren, wie es
vertretbar ist, die Begegnungen der Menschen, bei denen das Virus
weitergegeben werden könnte, so weit zu reduzieren wie möglich.

Sie wissen, dass sich Bund und Länder zu diesem Zweck am Montag bereits auf
einschneidende Maßnahmen geeinigt hatten. Wir hatten vereinbart, dass wir
an diesem Wochenende eine Zwischenbilanz ziehen werden.

Heute, am Sonntag, stellen wir überall in Deutschland fest: Unsere Städte,
unser Verkehr, unser wirtschaftliches und privates Leben sehen vollkommen
anders aus als noch vor einer Woche. Die überwältigende Mehrheit der
Menschen hat verstanden, dass es jetzt auf jeden und jede ankommt und dass
jeder und jede seinen und ihren Teil dazu beitragen kann, aber auch muss,
das Virus aufzuhalten.

Bevor ich Ihnen gleich im Einzelnen die erweiterten Leitlinien erläutere,
auf die sich Bund und Länder heute geeinigt haben, ist es mir wichtig, mich
direkt an all diejenigen zu wenden, die sich jetzt an die notwendigen
Verhaltensregeln halten. Ich danke Ihnen dafür. Ich weiß, dass es Verzicht
und Opfer bedeutet, wirtschaftlich wie menschlich, wenn Geschäfte schließen
müssen, wenn man nicht mehr so einfach unter Leute gehen kann und, was noch
viel schmerzhafter ist, nicht mehr so einfach die Großeltern besuchen oder
Freunde treffen darf. Wir alle müssen darauf eine Zeitlang verzichten.

Dass sich so viele an diese Verhaltensregeln halten, berührt mich sehr. So
zeigen wir Fürsorge für ältere und vorerkrankte Menschen. Denn denen würde
das Virus am gefährlichsten. Kurz gesagt: So retten wir Leben.

Ich habe Ihnen bereits am Mittwoch gesagt: So dynamisch die Ausbreitung des
Virus ist, so flexibel müssen wir unsere Maßnahmen auch immer wieder
angehen. Wir müssen sozusagen in der Lage lernen, von den Experten, die der
Epidemie immer neue Erkenntnisse abgewinnen, und von der Beobachtung der
Wirklichkeit. Welche Maßnahmen werden reibungslos umgesetzt und wo hakt es
noch und warum?

In diesem Sinn haben sich die Bundesregierung und die Bundesländer heute
darauf verständigt, die Leitlinien für das Verhalten und für die
Bewegungsfreiheit und Mobilität, an die sich alle zu halten haben, noch
einmal zu erweitern. So reduzieren wir weiter konsequent öffentliches Leben
und die sozialen Kontakte und sorgen dafür, dass in ganz Deutschland im
Grundsatz die gleichen Regeln gelten. Viele Bürger haben uns ja deutlich
wissen lassen, dass sie sich diese Klarheit auch im föderalen Staat
wünschen. Jeder soll wissen: Alle staatlichen Ebenen in Deutschland - der
Bund, die Länder und die Kommunen - arbeiten an dem einen großen, ja
lebenswichtigen Ziel: Zeit zu gewinnen im Kampf gegen das Virus.

Deshalb haben wir uns heute auf folgende ergänzende Leitlinien verständigt,
die ich Ihnen vortragen möchte.

Erstens. Die Bürgerinnen und Bürger werden angehalten, die Kontakte zu
anderen Menschen außerhalb der Angehörigen des eigenen Hausstands auf ein
absolut nötiges Minimum zu reduzieren.

Zweitens. In der Öffentlichkeit ist, wo immer möglich, zu anderen als den
unter eins genannten Personen ein Mindestabstand von mindestens 1,5 Metern,
besser noch von zwei Metern einzuhalten.

Drittens. Der Aufenthalt im öffentlichen Raum ist nur alleine, mit einer
weiteren [nicht] im Haushalt lebenden Person oder im Kreis der Angehörigen
des eigenen Hausstands gestattet.

Viertens. Der Weg zur Arbeit, zur Notbetreuung, Einkäufe, Arztbesuche,
Teilnahme an Sitzungen, erforderlichen Terminen und Prüfungen, Hilfe für
andere oder individueller Sport und Bewegung an der frischen Luft sowie
andere notwendige Tätigkeiten bleiben selbstverständlich weiterhin möglich.

Fünftens. Gruppen feiernder Menschen auf öffentlichen Plätzen, in Wohnungen
sowie privaten Einrichtungen sind angesichts der ernsten Lage in unserem
Land inakzeptabel. Verstöße gegen die Kontaktbeschränkungen sollen von
Ordnungsbehörden und der Polizei überwacht und bei Zuwiderhandlungen
sanktioniert werden.

Sechstens. Gastronomiebetriebe werden geschossen. Davon ausgenommen ist die
Lieferung und Abholung mitnahmefähiger Speisen für den Verzehr zu Hause.

Siebentens. Dienstleistungsbetriebe im Bereich der Körperpflege wie
Friseure, Kosmetikstudios, Massagepraxen, Tattoostudios und ähnliche
Betriebe werden geschlossen, weil man in diesem Bereich eine körperliche
Nähe hat, die ja unabdingbar für die Berufsausübung ist, und sie deshalb
nicht zu den Leitlinien, die wir uns gegeben haben, passen. Medizinisch
notwendige Behandlungen bleiben weiterhin möglich.

Achtens. In allen Betrieben und insbesondere solchen mit Publikumsverkehr
ist es wichtig, die Hygienevorschriften einzuhalten und wirksame
Schutzmaßnahmen für Mitarbeiter und Besucher umzusetzen.

Neuntens. Diese Maßnahmen sollen eine Geltungsdauer von mindestens zwei
Wochen haben.

Damit weiß jeder, wo immer er oder sie lebt, genau, woran er ist. Jeder
soll seine Bewegungen und sein Leben für die nächsten Wochen nach diesen
klaren Vorgaben organisieren.

Niemand von uns, die wir in der Demokratie politische Verantwortung tragen,
hat sich gewünscht, je mit solchen Regelungen vor die Bürger treten zu
müssen. Ich sage aber auch: Dies sind nicht einfach irgendwelche
Empfehlungen des Staates. Es sind Regeln, die in unser aller Interesse
einzuhalten sind. Die Ordnungskräfte werden das überprüfen, und wo sie
Verstöße feststellen, wird es Folgen haben und Strafen geben.

Ich wiederhole daher meinen dringlichen Appell an Sie alle, gerade auch an
die wenigen, die sich mit der Einhaltung der Regeln in den letzten Tagen
noch schwergetan haben:

Bitte ziehen Sie alle mit. Tun Sie jetzt das, was richtig ist für unser
Land. Zeigen Sie Vernunft und Herz. Unzählige Mitbürger arbeiten im
Gesundheitssystem oder halten unsere tägliche Versorgung aufrecht. Wir
sollten ihnen dafür immer danken. Vor allem aber schulden wir ihnen, dass
wir dem Virus so wenig Möglichkeit geben, sich auszubreiten, wie wir irgend
können.

Es ist an diesem Tag eine große Ermutigung, zu sehen, dass Millionen und
Abermillionen von Menschen diesen Verzicht aus Gemeinsinn und Fürsorge für
die Gefährdeten auch ganz praktisch leisten. Ich bin überzeugt: Dieser
Gemeinsinn, dieses "Wir treten füreinander ein" wird uns alle gemeinsam
durch diese schwere Zeit tragen.

Herzlichen Dank.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, als Sie die Maßnahmen vorgelesen haben, haben
Sie gesagt: "Der Aufenthalt im öffentlichen Raum ist nur alleine, mit einer
weiteren im Haushalt lebenden Person oder im Kreis der Angehörigen des
eigenen Haushalts gestattet". Es muss doch heißen - - -

BK'in Merkel: Das ist ein Fehler; da habe ich dann einen Fehler gemacht.
Dann lese ich es noch einmal vor, damit wir das alles richtig haben:

Der Aufenthalt im öffentlichen Raum ist nur alleine, mit einer weiteren,
nicht im Haushalt lebenden Person oder im Kreis der Angehörigen des eigenen
Hausstands gestattet.

Dann haben wir es noch einmal ganz perfekt.

Zusatzfrage: Danke. - Ich habe aber trotzdem noch eine Frage: Es gab ja
Vorschläge, die Sanktionen ganz konkret mit hineinzuschreiben, etwa -
solche Vorschläge kamen aus dem Kreis der Ministerpräsidenten -: 25 000
Euro Strafandrohung oder auch die Drohung mit Freiheitsstrafen, wenn das
Versammlungs- beziehungsweise Kontaktverbot nicht eingehalten wird. Warum
ist das nicht drin?

Es soll ja eine Auseinandersetzung zwischen den Ministerpräsidenten Söder
und Laschet gegeben haben. Liegen da die Nerven blank?

BK'in Merkel: Es hat wie immer eine lebendige Diskussion gegeben; das ist
aber auch ganz normal. Von Strafhöhen oder Ordnungsgeldern - und in welcher
Höhe - ist heute nicht gesprochen worden, das hat überhaupt keine Rolle
gespielt.

Ansonsten muss ich Ihnen sagen: Es ist doch wichtig, dass wir uns darauf
geeinigt haben, dass wir die Kontakte reduzieren, aber trotzdem den
Menschen erlauben wollen, das Haus zu verlassen, sodass sie für die
notwendigen Tätigkeiten, aber eben auch, um frische Luft zu schöpfen,
rausgehen können. Das kann man in der Familie machen, mit denen, die im
Hausstand leben, und eben auch, wenn man alleine lebt, mit einer zweiten
Person zusammen. Das wird manchmal so beschrieben, dass sozusagen im
öffentlichen Raum nur zwei Menschen zusammen sein können, außer es handelt
sich um Menschen, die in einem Hausstand wohnen. Ich glaube, das ist eine
gute und richtige Regelung. Darauf haben sich alle geeinigt.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, haben Sie sich mit den Ministerpräsidenten
auch über die Reform des Infektionsschutzgesetzes geeinigt? Da geht es ja
darum, ob der Bund in Krisenzeiten wie der jetzigen mehr Kompetenzen
erhält. Da müssen ja die Bundesländer zustimmen.

Zweitens. Haben Sie sich auch über wirtschaftliche Hilfsmaßnahmen
verständigt? Es gibt ja die Zusatzforderung, dass man eine
Haftungsobergrenze von 100 Prozent bei Krediten übernimmt.

BK'in Merkel: Ich bitte um Verständnis: Wir haben morgen um 11 Uhr eine
Kabinettssitzung. Danach werden der Bundesfinanzminister und ich Ihnen hier
an dieser Stelle auch zu einem Statement zur Verfügung stehen; die Gesetze
werden erläutert werden. Wir sind noch voll im Erarbeitungsprozess, und
deshalb kann ich zur Ausgestaltung dieser Gesetze heute nichts sagen.

Zusatzfrage: Auch nicht zum Infektionsschutzgesetz?

BK'in Merkel: Es wird kommen. Die Details werden gerade noch abgestimmt. Es
muss sich keiner Sorgen machen, und die Überschriften in manchen Zeitungen
heute waren auch vollkommen übertrieben. Da werden wir also eine gute
Einigung finden, auch mit den Bundesländern. Es gibt am Freitag ja eine
Bundesratssondersitzung, und wir wollen natürlich, dass die Gesetze in
dieser Bundesratssondersitzung auch beschlossen werden. Es wäre ja nicht
besonders logisch, wenn wir im Bundestag etwas verabschieden, was
anschließend vom Bundesrat nicht mitgetragen wird.

Frage: Herr Laschet hat heute den Begriff vom Kontaktverbot geprägt. Was
halten Sie von dem Begriff, und wie werden Sie das für sich selber ganz
persönlich in der Arbeit und in Ihrem Alltag umsetzen?

Eine zweite Frage: Wie erklären Sie den Bürgern, dass wir dann trotzdem
einen Flickenteppich haben? Wir haben jetzt ja ein Grundgerüst, auf das man
sich gerade so einigen konnte - es gab ja Streit. Es gibt Bundesländer wie
Bayern und Sachsen, die deutlich weitergehen, und es gibt auch in Kommunen -
 zum Beispiel in Freiburg - Maßnahmen, die deutlich weitergehen. Wie
erklären Sie das den Leuten?

BK'in Merkel: Wir haben uns heute darauf geeinigt, dass wir die Kontakte
reduzieren. Es ist ja so, dass jeder noch Kontakte haben wird - entweder
mit den Menschen, mit denen er im Haushalt lebt, oder man kann eine Person
mit nach draußen nehmen. Man wird auch andere Kontakte haben, zum Beispiel
über das Telefonieren oder Skypen. Kontakte heißt ja nicht immer, dass man
sich gegenübersteht.

Zweitens. Ich glaube, das ist ein Grundgerüst, das jetzt zwischen den
einzelnen Bundesländern sehr, sehr ähnlich ist. Viele Bundesländer hatten
auch noch gar nicht alles ausformuliert. Alle Ministerpräsidenten haben
heute aber genau diesen Leitlinien zugestimmt. Davon sind nicht alle
Fallkonstellationen erfasst; manche Verordnung wird noch sehr viel
spezifischer sein. Diese Leitlinien haben aber alle mitgetragen, und ich
glaube, das sind auch die Grundbotschaften an die Menschen.

Noch einmal zu der Frage, wie die Auseinandersetzung war beziehungsweise
wie geredet wurde: Es gibt natürlich Diskussionen, das ist aber bei jeder
Ministerpräsidentenkonferenz so. Wenn wir hier in dem Raum hinter Ihnen
sitzen, dann geht es durchaus auch zur Sache. Das ist ja auch vernünftig.
Wir leben in einer echt schwierigen Situation und wir beschränken viele
Freiheiten, die für uns ganz selbstverständlich sind. Dass da auch
unterschiedliche Ideen eingebracht werden, ist, finde ich, normal.

Zusatzfrage: (ohne Mikrofon, akustisch unverständlich)

BK'in Merkel: Schauen Sie doch einmal, wie Sie hier sitzen, schauen Sie,
wie wir unsere Kabinettssitzung machen. Ich habe nahezu alle Termine
abgesagt, bei denen Menschen hierher ins Kanzleramt kommen oder in denen
ich zu Menschen fahren würde. Auch mein Leben hat sich also grundsätzlich
verändert und besteht im Wesentlichen aus Telefon- und Videokonferenzen.
Der Europäische Rat findet nicht statt, es finden keine Reisen statt; ich
fahre nirgendwo in Deutschland hin, wenn ich sonst Termine hätte, bei denen
ich Besuche machen würde. Das alles entfällt also.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, vor gut einer Woche gab es ja schon einmal den
Versuch, dass sich die Länder und der Bund auf eine einheitliche Situation
einigen. Kurz danach ist der bayerische Ministerpräsident wieder mit dem
Ruf nach Verschärfungen vorgeprescht. Nehmen Sie ihm das eigentlich übel?
Glauben Sie, dass das Bewusstsein vorherrscht, dass es jetzt nicht mehr zu
diesen Alleingängen kommt?

BK'in Merkel: Schauen Sie, die Lage ist sehr, sehr unterschiedlich; allein
wenn Sie sich einmal die Betroffenheit der einzelnen Bundesländer
anschauen, sehen Sie, dass das alles unterschiedlich ist. Wir haben die
Bundesländer Bayern, Baden-Württemberg und Saarland - in gewisser Weise
auch Rheinland-Pfalz, aber insbesondere die drei, die ich zuerst genannt
habe -, in denen es Grenzen zu Nachbarländern gibt, die auch bestimmte
Maßnahmen ergriffen haben. Diese Bundesländer sind natürlich noch einmal
sensibler, weil es dann auch immer gleich zu Verwerfungen in den
Pendlerverkehren usw. kommen kann.

Insofern haben wir am Montag schon gesagt: Wir schauen uns einmal an, ob
sich die Menschen daran halten - ich habe dazu am Mittwoch ja auch einen
Aufruf gestartet. Ich freue mich heute, dass so viele das auch freiwillig
machen, aber es gab eben auch Situationen - deshalb haben fast alle
Bundesländer schon über das Wochenende die Restaurants und die Cafés
geschlossen -, an denen wir gesehen haben, dass das mit den
Kontaktreduzierungen und vor allen Dingen mit den Abstandsregelungen nicht
so gut eingehalten wird.

Ich will vielleicht noch einmal sagen: Es ist das Allerallerwichtigste,
dass die Abstandsregeln eingehalten werden. Wenn ich draußen bin und
draußen herumlaufe, ist die Abstandsregel eben ganz, ganz wichtig; denn mit
einem bestimmten Abstand reduziert sich das Infektionsrisiko nahezu auf
null. Ob Sie also einen halben Meter voneinander entfernt stehen oder 1,5
Meter, macht einen riesigen Unterschied, auch wenn man das vielleicht in
seinem bisherigen Leben so noch nicht gesehen hatte.

Ich bedanke mich!

Sonntag, 22. März 2020

 * 
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PRESSEKONFERENZ/2011: Regierungspressekonferenz vom 20. März 2020 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 20. März 2020

Regierungspressekonferenz vom 20. März 2020

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Gespräche der Bundeskanzlerin
mit Ministerinnen und Ministern zur Entwicklung der Corona-Pandemie,
Kabinettssitzung, Tagungen des Corona-Krisenstabs, virtueller
Antrittsbesuch des Ministerpräsidenten der Republik Kosovo, Videokonferenz
der Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union, G20-Gipfel zu
Covid-19), virtueller Antrittsbesuch des neuen Außenministers der Ukraine,
Binationale Kommission der Bundesrepublik Deutschland und Südafrikas,
persönliche Einschränkungen aufgrund der Corona-Pandemie,
Reisebeschränkungen, Schutzausrüstung und Corona-Tests, Infektionszahlen,
Gebärdendolmetschung, Hilfen für die Wirtschaft, Lage in Italien,
Ausgangsbeschränkungen in Bayern, mögliche Hilfen für Mieter, mögliche
Aufstockung des Kurzarbeitergeldes, Lohnfortzahlung für Eltern, geplanter
Normandie-Gipfel im April, Durchführung des G7-Gipfels im Juni in Form
einer Videokonferenz, Vorbereitungen auf die deutsche
EU-Ratspräsidentschaft, Treffen des Europäischen Rates im März in Form
einer Videokonferenz, mögliche Umstellung in der industriellen Produktion
auf die Produktion medizinischer Geräte, Medienberichte über die
Bewilligung zusätzlicher Mittel für das Gesundheitsministerium ohne
vorherige Konsultation mit dem Haushaltsausschuss des Deutschen
Bundestages


Sprecher: StS Seibert, Adebahr (AA), Alter (BMI), Leber (BMJV),
Ewald (BMG), Kolberg (BMF), Baron (BMWi), Stoltenberg (BMAS)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag, meine Damen und Herren. Die Vorschau auf die
Termine der Kanzlerin der nächsten Woche bringt uns schon sehr schnell auf
das Thema dieser Tage.

Wie Sie wissen, hat die Bundeskanzlerin entschieden, sich im Zusammenhang
mit der Ausbreitung des Coronavirus regelmäßig mit den zuständigen
Ministern und Ministerinnen über den Stand der Dinge auszutauschen. Diese
Gespräche werden regelmäßig am Montag und am Donnerstag stattfinden; so
auch in der nächsten Woche. Ziel ist es, in diesen Runden Entscheidungen zu
den politischen Fragen im Zusammenhang mit Corona vorzubereiten.

Außerdem wird das reguläre Bundeskabinett weiter, wie gehabt, tagen, in der
nächsten Woche allerdings schon am Montag statt, wie üblich, am Mittwoch.
Also: Die Kabinettssitzung wird am Montag, den 23. März, stattfinden.

Der Krisenstab wird ebenfalls weiter tagen. Er führt die operative Arbeit
durch. Die genauen Arbeitsabläufe und die genaue Zusammenarbeit der
verschiedenen Gremien werden wir, der Lage angepasst, ständig
weiterentwickeln.

Wir sind immer noch bei Montag, dem 23. März. An diesem Tag war
ursprünglich der Antrittsbesuch des Ministerpräsidenten der Republik
Kosovo, Albin Kurti, im Kanzleramt geplant. Dieses Gespräch wird nun um 14
Uhr - wie so viele andere - als Videokonferenz stattfinden.

Nun mache ich einen Sprung. Am Donnerstag, den 26. März, wird sich die
Bundeskanzlerin mit den Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union
in einer Videokonferenz wieder über die aktuelle Lage in der Coronakrise
austauschen. Sie wissen, am 26. und 27. März ist ein regulärer Europäischer
Rat angesetzt gewesen. Er ist in physischer Form abgesagt worden, und er
wird nun durch eine Videokonferenz ersetzt.

Dann kann ich Ihnen noch sagen, dass es eine weitere Videokonferenz geben
wird. Saudi-Arabien hat im Rahmen seiner G20-Präsidentschaft einen
außerordentlichen G20-Gipfel zu Covid-19 in Form einer Videokonferenz
angekündigt. Sie soll in der kommenden Woche stattfinden. Tag und Uhrzeit
werden im Moment noch abgestimmt. Dazu kann ich Ihnen also noch keine
Informationen geben. Themen sind die Corona-Pandemie und ihre Auswirkungen
auf die Menschen und auf die Wirtschaft. Dazu will die saudische
Präsidentschaft einen Austausch und auch eine koordinierte Antwort der G20
anstreben.

Die Bundeskanzlerin begrüßt es angesichts der ganz offensichtlich globalen
Auswirkungen der Pandemie, dass sich auch in diesem G20-Videoformat der
Wille zu einer stärkeren internationalen Koordinierung niederschlägt. Die
G20 ist ja das zentrale Forum für die internationale wirtschaftliche
Zusammenarbeit, aber eben auch zur Koordinierung bei und zur Bewältigung
von globalen Krisen. Die G20 bearbeitet seit Jahren globale
Gesundheitsthemen, gerade auch die Frage, wie sich die Weltgemeinschaft auf
Pandemien vorbereiten kann. Darauf kann man jetzt aufsetzen.

Das sind die Termine der nächsten Woche, soweit jetzt absehbar.

Adebahr: Unter Corona-Bedingungen virtualisiert sich die Diplomatie. Heute
findet auch der virtuelle Antrittsbesuch des neuen Außenministers der
Ukraine, Dmytro Kuleba, statt. Die Minister werden neben aktuellen Fragen
des Krisenmanagements und Corona auch den Konflikt in der Ostukraine und
die Umsetzung der Beschlüsse des Normandie-Gipfels vom Dezember besprechen.
Im Anschluss planen wir eine Videokonferenz, virtuelle Pressestatements,
die das Auswärtige Amt auf den Facebook- und Twitter-Kanälen live streamt.

Schon heute Vormittag ist der Außenminister virtuell zur Binationalen
Kommission nach Südafrika gereist. Das hätte eigentlich eine reale Reise
werden sollen. In dieser Binationalen Kommission sind von ganz
verschiedenen Ressorts der Bundesregierung in den letzten Monaten wichtige
Fragen der binationalen Zusammenarbeit in den Bereichen Klima und Bildung,
in der Außenpolitik, in ganz vielen Fragen erörtert worden. Die beiden
Außenminister sprechen heute per Video über all diese Themen und werden
ganz am Ende auch das Abschlussdokument dieser Binationalen Kommission
zeichnen und sich die Exemplare jeweils - doch noch per Post, im Luftbeutel
- hin und her senden; denn es braucht immer noch zwei Originale. So gehen
also die Unterschriften von Deutschland und Südafrika dann hin und her.

StS Seibert: Wir sind ja beim Thema Corona. Wenn ich darf, würde ich gern
über die Termine hinaus noch etwas dazu sagen.

Ich möchte zuallererst im Namen der Bundesregierung den vielen Millionen
Menschen in Deutschland danken, die sich zurzeit an die Beschränkungen, die
jetzt gelten, halten - sowohl im öffentlichen Leben als auch im privaten
Bereich. Das ist die große Mehrheit unserer Bürger, die sich jetzt, so
schwer es oft fällt, einschränkt, die alle unnötigen Reisen, alles Ausgehen
und Kontakte mit gefährdeten Menschen sein lässt. Jeder Einzelne von ihnen
erhöht damit die Chance, dass wir es schaffen, die Ausbreitung des Virus zu
verlangsamen. Jeder Einzelne von ihnen zeigt damit Verantwortung und
Fürsorge gegenüber denen, für die eine Corona-Infektion schwerste Folgen
haben könnte.

Wer sich an die Verhaltensregeln hält, der zeigt Solidarität mit denen, die
in unserem Gesundheitssystem arbeiten, sei es in den Arztpraxen, sei es in
den Krankenhäusern, und der hilft mit, dass dieses Gesundheitssystem nicht
überfordert wird. Nennen Sie es also Bürgersinn, Vernunft oder
Nächstenliebe - es ist auf jeden Fall einen herzlichen Dank wert.

An alle anderen, die Minderheit, die sich noch nicht vernünftig und
verantwortungsvoll verhält, möchte ich noch einmal im Namen der
Bundesregierung appellieren, so wie es die Bundeskanzlerin in ihrer
Fernsehansprache am Mittwoch getan hat: Halten Sie sich an die Regeln, die
nun für die nächste Zeit gelten. Nehmen Sie die Situation ernst. Das
Mittel, das wir derzeit gegen eine weitere rapide Ausbreitung des
Coronavirus haben, sind wir selbst: mit unserem Verhalten, mit unserem
Zuhause-Bleiben, mit dem Abstand, den wir wahren, und mit den Regeln der
Hygiene, die wir einhalten - indem wir eben nicht in einer Menschentraube
im Park stehen oder eng gedrängt am Tisch im Café sitzen. Es kommt wirklich
auf jeden Einzelnen von uns an.

Frage: Meine Frage hat mit der Corona-Krise, aber auch mit den Terminen der
Kanzlerin zu tun. Herr Kretschmann hat gesagt, dass es auch einen Termin am
Sonntag geben wird. Diesen haben Sie nicht erwähnt. Können Sie diesen, die
Telefon-Schalte der Kanzlerin mit den Ministerpräsidenten am Sonntag,
bestätigen, und soll dann über eine mögliche Ausganssperre oder wie immer
man das nennt - dazu kommen wir sicherlich später noch -, entschieden
werden? Können Sie das hier schon sagen, und ist danach eine Information
der Öffentlichkeit geplant?

StS Seibert: Es stimmt, dass sich die Bundeskanzlerin am Sonntagabend mit
den Ministerpräsidenten und Ministerpräsidentinnen der Bundesländer beraten
wird. Sie werden gemeinsam eine sehr ernste, schonungslose Analyse der
Lageentwicklung der letzten Tage vornehmen, sie werden besprechen, wie weit
die einschränkenden Maßnahmen, auf die sich Bund und Länder geeinigt
hatten, umgesetzt und eingehalten werden. Dabei wird sicherlich auch
entscheidend sein, wie sich das jetzt am Samstag und am ganzen Wochenende
noch im öffentlichen Bild darstellt.

Was ich Ihnen sagen kann, ist, dass das gilt, was die Bundeskanzlerin in
ihrer Ansprache gesagt hat: Wir sind in einer dynamischen Situation, wir
bleiben in dieser dynamischen Situation lernfähig, d. h. wir können
jederzeit umdenken, wir können jederzeit mit anderen Instrumenten
reagieren. Wir werden immer wieder prüfen, welche der Maßnahmen, die wir
beschlossen haben, sich korrigieren lassen oder was gegebenenfalls
zusätzlich nötig ist. Auch das werden wir der Bevölkerung dann erklären.

Zusatzfrage: Das heißt, dieses Erklären würde möglicherweise in einer
Pressekonferenz stattfinden?

StS Seibert: Na ja, ich habe jetzt gesagt: Sie berät sich mit den
Ministerpräsidenten ganz besonders auch unter dem Eindruck der Entwicklung
der letzten Tage und dessen, was sich an diesem Wochenende zeigt. Ich habe
Ihnen hier heute nichts Neues zu verkünden.

Frage: Ergänzend dazu: Können Sie für den Sonntagabend vielleicht noch eine
Uhrzeit nennen?

Sie haben jetzt gesagt - das hat auch der Kanzleramtsminister heute gesagt -
, man werde sich den Samstag genau anschauen. Wie passiert das?

Ergänzend an das Innenministerium die Frage: Werden Ordnungsämter, Polizei
verstärkt patrouillieren, um sich das anzuschauen, um dieses Lagebild
überhaupt zu bekommen?

StS Seibert: Eine genauere Uhrzeit als Sonntagabend - Sie sprachen vom
Samstag - habe ich jetzt nicht für Sie.

Zusatzfrage: Ich hatte noch gefragt: Wie kommt man an das Lagebild?

Alter: Die Behörden in den Ländern haben ja schon jetzt einen sehr guten
Überblick über die Situation in den jeweiligen Bereichen, in denen sie
zuständig sind. Wir dürfen nicht vergessen, dass es keine grobgliedrigen
Zuständigkeitsbereiche gibt, sondern dass die Polizei und die
Ordnungsbehörden in relativ Kleinen jeweiligen Zuständigkeitsrevieren tätig
sind. Wie Sie den Medienberichten zum Teil gestern schon entnehmen konnten,
verfügen die Behörden über ein relativ genaues Bild, wie sich die Situation
im Moment darstellt, und es wird auch möglich sein, zu beurteilen, wie sich
die Situation am Wochenende entwickelt.

Frage: Meine Frage geht in die gleiche Richtung. Es wird offensichtlich am
Wochenende noch einmal geprüft werden, ob die Menschen irgendwelche Partys
in Parks machen oder sich vermehrt auf Kinderspielplätzen bewegen. Wie kann
man ein Kriterium einziehen, wann es zu viel ist und ab wann man
tatsächlich neue Maßnahmen ergreift?

Alter: Ich kann nur noch einmal sagen - ich habe das auch am Mittwoch hier
gesagt -, es ist ausgesprochen schwierig, wenn man derartige Entscheidungen
zentral hier in Berlin festlegen will. Es ist dringend notwendig und auch
sehr vorteilhaft, dass wir diese Struktur in unserem Lande haben, in der
die Behörden vor Ort Bewertungen vornehmen können. Diese wiederum werden
auf Landesebene zusammengeführt, und in die Gespräche auf Bundesebene
fließen die Landesinformationen mit ein.

Man muss eine Gesamtbewertung vornehmen. Ich nehme an, dass die Situation,
wie wir sie gestern zum Teil erleben konnten - dass sich in einigen
großflächigen städtischen Bereichen größerer Städte sehr viele Menschen in
Parks getroffen haben -, nicht ausreichen wird, um zu einer Entspannung zu
kommen. Aber den Behörden wird es möglich sein, eine Einschätzung darüber
zu treffen, ob weitere Maßnahmen notwendig sind oder nicht.

Frage: Wie ist denn die Lage heute, also in welchen Regionen, welchen
Städten, welchen Bundesländern läuft es - ich sage einmal - nach Ihren
Vorstellungen und wo noch nicht?

Alter: Ich habe keine aktuellen Informationen, weil es eben zur Bewertung
dieser Situation aus der Bundesperspektive notwendig ist, dass es einen
Informationsaustausch der Bundesländer mit dem Bund genau zu dieser Frage
gibt. Herr Seibert hat eben bekanntgegeben, wann dieser Austausch noch
einmal zielgerichtet erfolgen soll.

Zusatzfrage: Aber der Austausch ist bisher überhaupt noch nicht erfolgt und
kommt erst am Sonntag?

Alter: Es gibt natürlich Kommunikationsverbindungen sowohl auf
Ministerebene als auch auf der Ebene der Staatssekretäre, aber es gibt eine
ganze Reihe von Themen, die besprochen werden müssen, und es ist nicht so,
dass man sich minütlich darüber austauscht, in welchen Regionen oder in
welchen Städten sich gerade jetzt Personen im Park treffen. Das findet
periodisch, in angemessenen Zeiträumen, statt und wird am Sonntag wieder
stattfinden.

StS Seibert: Der Austausch zwischen der Bundesregierung und den
Bundesländern erfolgt regelmäßig. Die Bundeskanzlerin ist auch immer wieder
im Gespräch mit einzelnen Ministerpräsidenten und auch mit der ganzen
Gruppe der Regierungschefs und -chefinnen. Insofern gibt es natürlich ein
Lagebild, aber wie der Begriff "dynamische Lage" schon zeigt, gilt das
nicht nur für die Ausbreitung des Virus, das gilt auch für die Veränderung
in unserem öffentlichen Leben, für das Herunterfahren des öffentlichen
Lebens. Das ist heute sicherlich schon weiter als vor drei Tagen, und man
muss schauen, wie sich das weiter gestaltet.

Frage: Ich habe eine Frage zu der Ausgangssperre. Herr Seibert, vor ein
paar Tagen noch waren die Fallzahlen in Deutschland und in Frankreich
ähnlich. In Frankreich wurde die Ausgangssperre schon vor etlichen Tagen
eingeführt, und jetzt zeigt sich wohl, dass sie wirkt. Warum wird denn in
Berlin so lange darüber nachgedacht, ob ja oder nein, wo doch das
Nachbarland zeigt, dass eine sofortige Ausgangssperre effektiv wirkt?

StS Seibert: Ich kann die französische Entwicklung der Ausbreitung des
Virus von hier aus sicherlich nicht beurteilen. Die Bundesregierung hat von
vornherein gesagt: Wir werden immer das tun, was notwendig ist, um der Lage
zu entsprechen. Deswegen haben wir zusammen mit den Ländern sehr weit
gehende einschränkende Maßnahmen beschlossen. Sie sind jetzt durchgeführt,
umgesetzt worden: die Schließung von öffentlichen Einrichtungen, Schulen,
Kindergärten, Universitäten. Sie kennen die Liste. Nun ist es an der Zeit,
zu schauen, wie sich das auch im öffentlichen Leben niedergeschlagen hat,
ob die Menschen wirklich alle schon den Ernst und die Dringlichkeit der
Situation verstanden und dies in ihr eigenes Verhalten überführt haben. Auf
der Basis wird es einen Austausch, ein Gespräch der Kanzlerin mit den
Ministerpräsidenten, am Sonntagabend geben.

Frage: Herr Seibert, eine direkte Nachfrage hierzu: Verstehe ich es
richtig, dass die Bundesregierung, wenn es denn irgendwie möglich ist, eine
landesweite Ausgangssperre gerne verhindern würde, möglicherweise weil es
auch Probleme bei der Umsetzung geben könnte? Wie sinnvoll ist es Ihrer
Meinung nach, dass einzelne Bundesländer vorpreschen?

Und eine Frage an das Justizministerium: Können Sie uns noch einmal über
die genaue rechtliche Situation aufklären? Wahrscheinlich sind die
Bundesländer dafür zuständig, aber gibt es irgendeine Handhabe, dass man
von Bundesseite aus gemeinschaftliches Vorgehen anordnet, vereinbart, wie
auch immer?

StS Seibert: Ich möchte noch einmal auf etwas zurückgreifen, was die
Bundeskanzlerin in ihrer Fernsehansprache gesagt hat. Schon die
einschränkenden Maßnahmen, die wir jetzt in Bund und Ländern ergriffen
haben, sind schwerwiegende Einschränkungen von jedermanns Leben, des
Wirtschaftslebens, unseres kulturellen und sozialen Lebens. So etwas, hat
sie gesagt, ist nur bei absoluter Notwendigkeit zu rechtfertigen, sollte
nie leichtfertig und sollte nur temporär beschlossen werden. In diesem
Respekt vor der Schwere dieser Maßnahmen muss man die Situation, wie sie
sich jetzt und am Wochenende zeigt, trotzdem schonungslos analysieren und
darüber mit den Ländern beraten.

Zusatzfrage: Meine zweite Frage lautete: Ist es sinnvoll, dass einzelne
Bundesländer vorangehen?

StS Seibert: Wir stehen vor einer wichtigen Abstimmung zwischen Bund und
Ländern, wie es sie bisher in dieser schweren Krise auch schon gab und sich
als sehr nützlich erwiesen hat. Deswegen wird es auch am Sonntag genau
diese Abstimmung geben.

Leber: Zu den rechtlichen Fragen dieser Maßnahmen würde ich in dem Fall an
das Bundesgesundheitsministerium verweisen, weil dieses ja federführend für
das Infektionsschutzgesetz zuständig ist. Dieses kann Auskunft geben.

Ewald: Ich bitte um Verständnis, dass ich hier und heute keine abstrakte
rechtliche Einordnung dazu geben kann. Richtig ist: Es wäre sozusagen an
den Ländern. Herr Seibert und Herr Alter haben gesagt, was jetzt ansteht.
Die Gespräche finden gemeinsam mit den Ländern statt. Darauf möchte ich
mich erst einmal beschränken.

Frage: Ich bin jetzt nicht sicher, ob sich meine Frage an das
Innenministerium, an das Justizministerium oder an das
Gesundheitsministerium richtet, aber ich bitte um eine Begriffsklärung. Das
interessiert sicherlich sehr viele Menschen. In Freiburg gilt jetzt ein
Betretungsverbot. Es gibt den Begriff der Ausgangssperre. "Ausgangsverbot"
ist wahrscheinlich das Gleiche. Es wird auch über die Ausrufung eines
Notstands berichtet. Könnten Sie, wer auch immer von Ihnen, versuchen, uns
den Unterschied zum Beispiel zwischen einem Betretungsverbot und einer
Ausgangssperre zu erklären?

Alter: Ich kann es versuchen, auch wenn sich die Zuständigkeiten
möglicherweise wirklich auf verschiedene Ressorts beziehen.

Zunächst einmal ist es so, dass alle Maßnahmen, die notwendig sind, um das
erwünschte Ziel zu erreichen, wie bei allen Anordnungen nach dem Grundsatz
der Verhältnismäßigkeit in verschiedenen Abstufungen möglich und denkbar
sind. Nach meiner Kenntnis gibt es keinen gesetzlich, legal, definierten
Begriff, der all das einheitlich umfasst, und man kann sich schon
unterschiedliche Intensitäten von Maßnahmen vorstellen, von der Auflage,
dass man sich nur noch in Kleineren Gruppen oder nicht an bestimmte Orte
bewegen sollte, wo sich üblicherweise viele Menschen treffen, bis hin zu
einem völligen Verbot, d. h. einem Verbot des Betretens des öffentlichen
Raums nur noch zu bestimmten Zwecken. All das ist in verschiedenen
Schattierungen denkbar. Deswegen fällt es mir schwer, Ihre Frage jetzt mit
einem Begriff zu beantworten. Die Gesundheitsbehörden müssen einschätzen,
was notwendig ist. Wie der Kollege eben schon sagte, ist das
Infektionsschutzgesetz ein Bundesgesetz, das durch die Länder vollzogen
wird. In der Vergangenheit sind bei den Maßnahmen, die bereits angeordnet
worden sind, Abstimmungen zwischen Bund und Ländern gelaufen, sodass
einheitliche Kriterien dafür gelten.

Zusatzfrage: Ich will noch kurz nachhaken: Wenn sich die Kanzlerin am
Sonntag mit den Ministerpräsidenten bespricht und man zu einem Ergebnis
kommt, dann muss man ja irgendwie ein Wort dafür finden. Auch eine
Ausgangssperre, haben wir gelernt, kann ganz viele Ausnahmen haben. Also
lebt das Wort "Ausgangssperre" dann von den Ausnahmen, die es beinhaltet:
Gang zum Friseur, Gang zum Arzt, Gang zum Lebensmittelhändler usw., und was
ist der Unterschied zum Betretungsverbot? Sie werden sich ja jetzt schon
überlegen, wie Sie das Kind nennen und dies den Menschen erklären sollen.

Alter: Wie bei jeder Anordnung einer Behörde gegenüber der Bevölkerung muss
sie so bestimmt sein, dass man sich als Betroffener auch eindeutig danach
verhalten kann und sozusagen Fehlverhaltensweisen ausgeschlossen sind, weil
man die Anordnung nicht versteht. Das ist bei allen Anordnungen, die von
Behörden ergehen, selbstverständlich. Darüber wird man sich austauschen
müssen. Für den Fall, dass es zusätzlicher Maßnahmen bedarf, wird man sie
so beschreiben müssen, dass sie für alle eindeutig verständlich sind.

Zusatzfrage: Eine Nachfrage bitte noch: Der Begriff "Notstand" ist jetzt
gar nicht gefallen. Also es geht nicht darum, dass man eventuell auch den
Notstand ausrufen möchte, Herr Seibert?

StS Seibert: Der Begriff ist nicht gefallen. Genau. Und das hat Gründe.

Zusatzfrage: Ich hatte aber um eine Begriffsdefinition gebeten.

StS Seibert: Sie reden jetzt ständig über etwas, was gar nicht Stand der
Dinge ist. Stand der Dinge ist, dass wir schon jetzt sehr weitreichende
Einschränkungen des öffentlichen Lebens haben, dass Bundesregierung und
Länder am Wochenende gemeinsam schauen werden, wie sehr es gelungen ist,
das öffentliche Leben so herunterzufahren, wie es nötig ist, um die
Ausbreitung des Virus zu verlangsamen, in welcher Geschlossenheit wir uns
alle und unsere Mitbürger sich daran halten. Auf der Basis wird man die
Situation analysieren und überlegen, wie es weitergeht.

Es geht jetzt darum, erst einmal in der Substanz zu bewerten, was ist. Wie
es sich dann bezeichnet, also die Frage von Beschränkungen,
Einschränkungen, Sperre, fände sich, aber wir sind da nicht. Das ist heute
nicht der Stand.

Frage: Würde sich eine solche Ausgangssperre - man sieht ja jetzt schon
Beispiele wie in Freiburg, dass spontane Treffen in Parks verboten sind -
Ihrer Sicht dann auch auf politische Versammlungen beziehen, sodass das
Versammlungsrecht für diese Zeit beschränkt wird, oder könnte man mit einer
entsprechenden Anmeldung immer noch demonstrieren?

Alter: Wir können nur noch einmal wiederholen, was wir eben schon mehrfach
gesagt haben. Bund und Länder werden sich am kommenden Sonntag zu all
diesen Fragen austauschen. Es wäre jetzt wirklich - ich sage es ganz
einfach - unseriös, jetzt an dieser Stelle zu implizieren, was
möglicherweise kommt oder nicht kommt. Das ist im Moment nicht möglich,
weil dazu keine Entscheidung getroffen wurde.

Frage: Ich bin ein wenig verwundert über die Antworten des BMJ und des BMG,
dass Sie sich, wenn es um schwerwiegende, wenn auch notwendige
Grundrechtseinschränkungen geht, herausziehen und nichts dazu sagen. Können
Sie bitte sagen - der Kollege hat die Frage ja schon gestellt -, wie sich
das rechtlich rechtfertigen lässt?

Leber: Ich würde vorschlagen, dass das federführende Ressort beginnt.

Ewald: Der Regierungssprecher und der Sprecher des BMI haben eben noch
einmal darauf hingewiesen, dass wir noch keine Entscheidungsgrundlage
haben. Weil das so ist, kann ich Ihnen hier und heute keine rechtliche
Einordnung dazu geben. Ich bitte einfach um Verständnis.

Leber: Wenn das federführende Ressort einen Gesetzesvorschlag vorlegt,
werden wir das wie immer im Rahmen der Mitprüfung auf Verfassungsrecht und
Europarecht prüfen. Das ist gegenwärtig noch nicht der Fall. Deshalb können
wir noch keine Auskunft dazu geben.

StS Seibert: Wir handeln in dieser riesigen Herausforderung, vor die das
Coronavirus uns alle stellt, als Demokratie. Das hat die Bundeskanzlerin in
ihrer Fernsehansprache ganz klar betont. Wir handeln als Demokratie, und
das heißt automatisch, dass wir auch auf der Basis unseres Rechtsstaats und
unserer demokratischen Gepflogenheiten handeln. Das gilt jetzt, und das
wird auch weiter gelten.

Zusatz : Aber dazu gehört auch Transparenz im Vorfeld, und das vermisse ich
bei diesem einen Ministerium.

StS Seibert: Sie möchten, dass man über Beschlüsse, die noch gar nicht
gefasst sind, spricht. Das, finde ich, ist etwas anderes.

Zusatz: Man kann ja auch über Beschlüsse sprechen, die beschlossen werden
könnten.

Frage: Ich möchte auch noch einmal einhaken. Ich finde, die Frage ist
berechtigt. Darauf zielten auch meine Frage und einige andere Fragen hier
ab. Wir wollen Beschlüsse nicht vorweggenommen haben, sondern wir wollen
eine Erklärung haben, was rechtlich möglich ist. Das müsste doch
theoretisch möglich sein, ohne dass vorweggenommen wird, was am Sonntag
beschlossen werden soll. Es geht darum, dass offenbar mehrere Kollegen
wissen möchten, welche verschiedene Möglichkeiten der Einschränkung es
rechtlich gibt.

Alter: Ich kann gerne noch einmal dazu ausführen. Das
Infektionsschutzgesetz enthält verschiedene Eingriffsgrundlagen zur
Krankheitsverhütung, zur Durchführung von Ermittlungen und zur Durchführung
von Maßnahmen der Krankheitsbekämpfung. Das geht in einer relativ großen
Spannbreite von der Beschränkung oder dem Verbot von Veranstaltungen und
sonstigen Ansammlungen einer größeren Anzahl von Personen über die völlige
oder teilweise Schließung von Gemeinschaftseinrichtungen - Schulen,
Kindergärten usw. oder Badeanstalten - bis zu der Verpflichtung von
Personen, einen bestimmten Ort nicht zu verlassen oder bestimmte Orte nicht
zu betreten, bis die notwendigen Schutzmaßnahmen durchgeführt sind.

Die entsprechenden Verwaltungsakte sind nach der derzeitigen Rechtslage
ausschließlich von der zuständigen Landesbehörde und nicht von der
Bundesregierung oder einzelnen Ressorts zu erlassen. Ich habe aber darauf
hingewiesen, dass es dazu, wie auch in der vergangenen Woche, einen
Austausch gibt. Es wird Leitlinien geben, falls solche Maßnahmen notwendig
sind, damit die Maßnahmen einheitlich verständlich sind und es auch einen
einheitlichen Entscheidungsmaßstab gibt.

Frage: Meine erste Frage geht an Frau Adebahr - vielleicht gebe ich Ihnen
mit meiner Frage auch ein Thema für das Gespräch zwischen Ihrem Chef und
seinem ukrainischen Kollegen mit -: Wie sieht es denn mit der Rückholung
von deutschen Staatsbürgern oder Staatsbürgern mit Aufenthaltsrecht in
Deutschland aus? Ich spreche aus Anlass eines aktuellen Falls: Eine
Kollegin aus unserer ukrainischen Redaktion mit ihren Kindern, die deutsch
sind, wird aus Kiew nicht herausgelassen, weil angeblich die Grenzen der EU
dicht seien. Was soll sie machen? Es gibt wahrscheinlich viele solche
Fälle, in denen Deutsche - auch deutsche Staatsbürger - nicht aus der
Ukraine herauskommen.

Zweitens an Herrn Alter: Was passiert denn mit den Nicht-EU-Bürgern in
Deutschland, deren Aufenthaltserlaubnis - zum Beispiel das Visum -
abgelaufen ist, etwa Touristen aus Russland, die jetzt hier festsitzen und
nicht herauskommen? Wenn das Visum abgelaufen ist, werden die ja irgendwie
in schwarze Liste gesetzt und nicht mehr reinkommen. Gibt es da jetzt eine
Regelung, dass diese Strafen ausgesetzt werden, oder wie sieht es aus?

Adebahr: Uns erreichen dieser Tage neben viel Dank auch viele Nachrichten
über Reisende weltweit, die wir noch nicht abholen konnten und die Probleme
haben, auch Probleme, in den jeweiligen Ländern zum Flughafen zu kommen.
Das sind alles Dinge, die uns leid tun. Ich kann von hier aus nur noch
einmal versichern, dass wir im Rahmen des Rückkehrprogramms mit Hochdruck
versuchen, uns um jeden und jede, die da draußen noch ist und zurück
möchte, zu kümmern.

Der Fall, den Sie gerade angesprochen haben, ist, glaube ich, eine Frage,
die ich beim BMI verordnen würde, weil es eine Frage der Einreise nach dem
Verbot der EU beziehungsweise der Schließung des Schengen-Raums ist, wenn
man aus Kiew als Deutscher einreisen will.

Ich kann vielleicht zu unserer Rückholaktion sagen, dass wir sehr, sehr gut
mit den Reiseveranstaltern und mit den noch fliegenden Carriern
zusammenarbeiten. Seit Montag gab es über 100 Flüge, und seit Montag sind
96 000 Deutsche aus aller Welt nach Deutschland zurückgekehrt - entweder
auf Flügen mit den Reiseveranstaltern, noch ganz normal kommerziell, in
einer Mischform, bei der wir mit Blick auf Überfluggenehmigungen,
Landerechte, Koordination Unterstützung geleistet haben, oder durch eigene
Charterflüge, die wir zur Verfügung stellen konnten.

Die aktuellen Zahlen unserer Rückholaktion bis einschließlich heute Abend:
Wir hoffen, aus Marokko 4000 von 6000 Deutschen zurückzuholen, aus Ägypten
25 000 von 35 000, aus der Dominikanischen Republik 3000 von 4700, aus
Tunesien alle 1500, die sich dort aufgehalten haben, und aus Südafrika 7000
von 15000. Wir haben gesehen, dass kommerziell in den letzten Tagen aus der
Türkei ca. 20 000 von 30 000 Deutschen, die einen Ausreisewunsch haben,
nach Deutschland zurückgekehrt sind. In Spanien sind das 25 000.

Wie gesagt, wir arbeiten weiter mit Hochdruck daran, mit Chartermaschinen
oder in Zusammenarbeit mit den Carriern und den Reiseveranstaltern, sofern
sie noch kommerziell fliegen, in alle Weltenden auszufliegen. Derzeit läuft
die Aktion prioritär in den Ländern Ägypten, Argentinien, Costa Rica, der
Dominikanischen Republik, Marokko, Peru, auf den Philippinen und in
Tunesien. Wir schauen uns weitere Länder an und versuchen, nach und nach
auch dorthin zu greifen. Das dauert eine Weile, und wir bitten alle noch
gestrandeten Urlauberinnen und Urlauber, alle Reisenden, um Geduld. Wir
bemühen uns wirklich, das Menschenmögliche zu tun, um die Deutschen, die im
Ausland sind und nach Hause wollen, zurückzuholen.

Alter: Die Einreisebeschränkungen gelten nicht für deutsche
Staatsangehörige. Deutsche dürfen immer nach Deutschland einreisen, egal,
aus welchem Land sie nach Deutschland kommen. Wir gewährleisten im Rahmen
dieser Reisebeschränkungen auch, dass andere Staatsangehörige, also
EU-Staatsangehörige und Drittstaatsangehörige, im Transit durch Deutschland
reisen können, wenn sie auf dem Weg nach Hause sind. Das findet in der
Praxis so statt und ist auch entsprechend angeordnet.

Im Übrigen ist es so, dass es durch die Einschränkungen im Reiseverkehr,
sprich, durch die Reduzierung der Verkehrsverbindungen an verschiedenen
Orte, schwieriger geworden ist zu reisen; das ist uns bekannt. Wenn
deutsche Staatsangehörige im Ausland festsitzen und nicht zurückkommen,
dann müssten sie vor Ort mit den Auslandsvertretungen Kontakt aufnehmen, um
dort Lösungen zu suchen. Jedenfalls bestehen an der deutschen Grenze für
Deutsche keine Einschränkungen.

Zu Ihrer Frage nach denjenigen, die möglicherweise aus Deutschland schlecht
oder verspätet ausreisen können und deren Aufenthaltstitel oder Visa
ablaufen: Es ist ja grundsätzlich so, dass Verstöße gegen
Aufenthaltsvorschriften nur dann sanktioniert und verfolgt werden, wenn sie
auch selbst zu vertreten sind. Wir sind im Moment in einer
Ausnahmesituation, in der es ganz viele Fallkonstellationen gibt, bei denen
wir annehmen können, dass der Umstand von den Betroffenen selbst nicht zu
vertreten ist. Insofern gibt es keinen Grund für Befürchtungen, dass man
unverschuldet in eine Strafverfolgung rutscht.

Zusatzfrage: Sie sprachen immer von Deutschen, die wieder nach Deutschland
zurückkommen wollen. Betrifft das auch Ausländer, die einen deutschen
Aufenthaltstitel haben beziehungsweise hier arbeiten und eine
Aufenthaltsgenehmigung oder Niederlassungserlaubnis haben?

Alter: Drittstaatsangehörige mit einem Aufenthaltstitel in Deutschland oder
mit einem längerfristigen Visum der Kategorie D dürfen in Deutschland
einreisen, um an den gewöhnlichen Aufenthaltsort zurückzukehren.

Zusatzfrage: Das heißt, da gibt es keinen Unterschied zwischen Deutschen
und solchen Personen?

Alter: Es gibt insofern einen Unterschied, als bei einem deutschen
Staatsangehörigen die Einreise nach Deutschland bedingungslos immer
erfolgen kann. Jemanden, der einen Aufenthaltstitel in Deutschland hat und -
 ich bringe jetzt einmal dieses Beispiel - zu touristischen Zwecken für
zwei Wochen nach Deutschland einreisen wollte, würde man im Moment aber
nicht einreisen lassen. Die Rückkehr an den gewöhnlichen Aufenthaltsort,
beispielsweise an die Wohnung in Berlin, wird aber gewährleistet.

Frage: Frau Adebahr, eine konkrete Nachfrage zu einem Kreuzfahrtschiff, das
vor Kapstadt liegen soll: Kreuzfahrtschiffe waren ja in der Vergangenheit
wegen der Frage des Umgangs mit den möglichen Infizierten ein besonderes
Thema. Haben Sie Informationen darüber, wie viele Deutsche da an Bord sind,
wann die raus können und ob die auch zurückgeflogen werden oder ob die erst
einmal auf dem Schiff bleiben sollen?

Adebahr: Dazu habe ich nichts mit. Wenn die Kollegen das im Laufe der RegPK
nachreichen, sage ich es Ihnen noch, ansonsten reiche ich es nach.

Frage: An das Gesundheitsministerium: Wie viel Schutzkleidung ist
inzwischen eingegangen und wie wird sie verteilt? Die
Bundesverteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer hat ja gestern
gesagt, es gebe einen Plan mit einem Schlüssel, der zwischen Bund und
Ländern abgestimmt ist. Was ist da vorgesehen?

Geht das Material dann direkt vom Bundesgesundheitsministerium an die
Länder oder direkt in die Versorgungseinrichtungen? Ist das Material auch
für ambulante, niedergelassene Ärzte, für Arztpraxen, oder nur für
Krankenhäuser? Wie viel steht speziell in Berlin für Ärzte zur Verfügung?
Als Hintergrund: Die Kassenärztliche Vereinigung in Berlin warnt von Tag zu
Tag lauter vor Praxisschließungen aufgrund fehlender Schutzausrüstung.

Ewald: Ich kann Ihnen dazu sagen, dass die ersten Lieferungen mit
medizinischer Schutzausrüstung am Freitag, also heute, aus den Depots an
die Kassenärztlichen Vereinigungen und die Länder rausgegangen sind. Über
das Wochenende sind weitere Lieferungen zu erwarten, sodass auch
Schutzmasken so bald wie möglich über die Kassenärztlichen Vereinigungen
und die Bundesländer an Praxen, Pflegeheime und Krankenhäuser verteilt
werden können.

Zu der Frage nach einem Schlüssel: Ich kann Ihnen da aktuell keinen
Schlüssel und keine genauen Zahlen zum Bestand nennen. Das wird jetzt
sozusagen logistisch und organisatorisch vorbereitet. Ich kann noch den
Hinweis geben, dass wir hier insgesamt von mehreren 10 Millionen
Schutzmasken sprechen, die wir gerade erwerben und dann eben verteilen
werden.

Frage: Kann man sagen, woher diese Masken beschafft werden? Kommen die
Hersteller vor allem aus Deutschland oder aus anderen Ländern? Gibt es
inzwischen nennenswerte Lieferungen von Schutzausrüstungen aus China nach
Deutschland?

Ewald: Dazu habe ich - ich bitte um Nachsicht - keine Erkenntnisse. Ich
weiß nicht, ob andere Häuser, etwa das Verteidigungsministerium, da noch
etwas beitragen können.

Frage: Sie hatten gerade Praxen, Pflegeheime und Krankenhäuser erwähnt.
Sollen auch ambulante Pflegedienste und Betreuungskräfte mit Masken
beliefert werden?

Ewald: Ziel ist es, die ganze Infrastruktur in der Pflegeversorgung in der
Fläche damit auszustatten.

Frage: Herr Ewald, was tut die Regierung, um die Testkapazitäten zu
erhöhen? Oder wartet man da auch wieder auf den Markt, wie bei der
Schutzausrüstung?

Ewald: Bei den Tests ist es so - das hat Herr Professor Wieler heute,
glaube ich, noch einmal in einem Pressebriefing erwähnt -, dass wir aktuell
ca. 160 000 Tests pro Woche durchführen können und die Kapazitäten in
diesem Bereich auch steigern können.

Zusatzfrage: In Amerika geht es jetzt gerade seitens der
Johns-Hopkins-Universität immer auch um Dunkelziffern. Geht die
Bundesregierung von einer Dunkelziffer von Infizierten aus, und wenn ja,
was glauben Sie, wie groß die aktuell ist?

Ewald: Wir bemühen uns ja, Ihnen über das RKI entsprechende Einordnungen zu
geben und auch immer den aktuellen Stand der Zahlen zu kommunizieren. Zu
Dunkelziffern kann ich mich da aktuell nicht äußern; die sind mir auch
nicht bekannt.

Zusatzfrage : Wenn die Zahl der Tests ein Limit von 20 000 pro Tag hat,
aber gleichzeitig die Zahl der Infizierten steigt, verlieren die Ergebnisse
dann wegen der wachsenden Spanne nicht an Aussagekraft?

Ewald: Die sind ja nicht limitiert. Ich habe ja eben gesagt, dass derzeit
160 000 Tests pro Woche durchgeführt werden können. Dieses Volumen ist
steigerbar. Wir haben die Voraussetzungen für die Tests ja schon deutlich
aufgeweicht, und zwar in dem Sinne, dass wir gesagt haben: Es ist nicht
streng nach den Kriterien des RKI zu beurteilen, ob Tests stattfinden oder
nicht, sondern es obliegt allein den Ärzten, diese Entscheidung zu treffen.
Das ist eine ärztliche Entscheidung.

Frage: Zu den Infektionszahlen: Die Johns-Hopkins-Universität nennt in
ihrer Statistik aktuell 15 000 Infizierte, und aufgrund der Inkubationszeit
und der Testlimitierungen geht man von einer hohen Dunkelziffer aus.
Professor Melanie Brinkmann nannte gestern eine Zahl von möglicherweise 300
000 tatsächlich Infizierten in Deutschland. Von welcher Relation zwischen
gemeldeten Fällen und tatsächlich Infizierten geht die Bundesregierung aus?

Ewald: Professor Wieler hat heute noch einmal darauf hingewiesen, dass die
Zahlen, die das Robert-Koch-Institut erhält und auch erfasst,
ausschließlich von den Gesundheitsämtern gemeldete laborbestätigte Fälle
sind. Nach meiner Kenntnis sind die Erhebungen der
Johns-Hopkins-Universität weitreichender, weil sie auch
Medienberichterstattung und andere Quellen berücksichtigt. Heute hat das
RKI - das hat Herr Wieler auch gesagt - ein neues Dashboard online
gestellt, mit dem wir sozusagen auch die regionalen Verteilungen besser
darstellen können. Das war hier aber auch am Mittwoch schon Thema. Wir
haben eben diesen Erhebungsunterschied; wir versuchen aber auch deutlich zu
machen und transparent zu machen, wie diese Unterschiede zustande kommen.

Frage: Man hat gerade den Eindruck, dass gerade der Protest von
Gehörlosenverbänden breiter wird, dass die Bundesregierung nicht regelmäßig
Gebärdendolmetscher stellt. In dieser Woche hat sich ja viel getan, das ist
ja auch hier im Raum sichtbar. Trotzdem gibt es den Vorwurf an die
Regierung, man würde das Recht von Behinderten auf Teilhabe verletzen.

Meine erste Frage: Diskutieren Sie angesichts der derzeitigen Krise, ob Sie
künftig öfter Gebärdendolmetscher einsetzen und das auch live machen?

Zweitens eine rechtliche Frage - ich weiß nicht, ob die an das BMJV geht -:
Ist die Regierung tatsächlich rechtlich verpflichtet, Gebärdendolmetscher
zu stellen?

StS Seibert: Erstens. Ja, wir diskutieren das, weil das ein immens wichtige
Thema ist, und wir diskutieren es vor allem auch mit den Verbänden und
Vertretern der Betroffenen selber.

Die Ausbreitung des Coronavirus stellt uns ja alle täglich vor neue
Herausforderungen und Aufgaben, auch in der Informationsarbeit, die wir
bewältigen und lösen müssen. Es ist ganz klar: Das ist die Richtschnur
unseres Handelns. Kein Mensch darf von Informationen ausgeschlossen werden,
weil er ein Mensch mit Behinderungen ist - vor allem wenn das Informationen
sind, die sich aktuell als geradezu lebenswichtig erweisen könnten.
Deswegen legt das Bundespresseamt ganz besonderen Wert darauf, seine
Informationen barrierefrei anzubieten. Barrierefreiheit ist ja ein größeres
Thema als nur die Gebärdendolmetschung.

Wir bauen dieses Angebot barrierefreier Informationen seit geraumer Zeit
und jetzt mit noch mehr Kraft Schritt für Schritt aus. Wir haben in den
vergangenen Tagen zahlreiche wichtige Informationen gebärdengedolmetscht
veröffentlicht - zuletzt die Fernsehansprache der Bundeskanzlerin, ihre
Pressekonferenz zwei Tage zuvor, die wichtigsten Fragen und Antworten zum
Coronavirus, die wir bei uns im Netz stehen haben, eine Pressekonferenz mit
Bundesminister Spahn, den Podcast der Bundeskanzlerin in der vergangenen
Woche -, und wir werden das noch weiter ausbreiten. Ich finde es auch sehr
gut, dass die Bundespressekonferenz hier jetzt einen Gebärdendolmetscher
anwesend hat.

Alle Webseiten der Bundesregierung haben eigenständige Bereiche für leichte
Sprache; auch das ist ein wichtiges Thema der Barrierefreiheit. Wir
arbeiten daran, diese Bereiche - Gebärdendolmetschung, leichte Sprache -
aktualitätsbezogen weiter auszubauen, das heißt, es soll auch eine
personelle Verstärkung geben.

Zusatzfrage: Gilt das auch für das Gesundheitsministerium? Der
Gesundheitsminister ist ja gerade logischerweise besonders gefragt.

Ewald: Die Hinweise sind bei uns angekommen und wir versuchen das da, wo es
möglich ist, auch umzusetzen. Ich möchte in diesem Zusammenhang noch einmal
auf unsere neue Leadseite "Zusammen gegen Corona" verweisen. Dort haben wir
noch einmal alle wesentlichen Informationen nach Zielgruppen und
Handlungsempfehlungen zusammengefasst. Es ist Ihnen sicherlich bekannt,
dass wir über Twitter den Hashtag #WirBleibenZuhause initiiert haben, wo
auch Prominente die Bevölkerung noch einmal eindringlich darauf hinweisen,
dass sie angesichts der jetzigen Lage doch zu Hause bleiben sollten. Wir
bauen unser Informations- und Kommunikationsangebot also auf allen Ebenen
aus, und da ist das Angebot für Gehörlose sozusagen auch mit enthalten.

Adebahr: Ich kann noch kurz etwas bezüglich der Passagiere auf der
"AIDAmira" vor Südafrika nachliefern: Es ist uns mit der Botschaft und in
ganz enger Zusammenarbeit mit dem Reiseveranstalter gelungen, eine Lösung
zu finden. Die Passagiere des Schiffes sollen zeitnah von Bord und mit
Organisation des Reiseveranstalters ganz schnell nach Deutschland
zurückfliegen. Ich habe kein genaues Datum für Sie; da sind wir noch am
arbeiten. Es soll aber schnell gehen.

Unter den 1243 Passagieren sind viele deutsche und auch österreichische
Staatsangehörige, ich kann Ihnen im Moment aber keine genaue
Aufschlüsselung nach Nationalitäten geben.

Frage: Haben Sie einen Überblick, wie viele Deutsche es im Moment noch im
Ausland gibt?

Adebahr: Es gibt mehrere hunderttausend Deutsche im Ausland, aber von denen
wollen nicht alle zurück. Wir wissen noch nicht, wie viele zurück wollen.
Es haben sich über hunderttausend - ich glaube, 144 000 war der Stand
gestern - in unsere Rückreiselisten eingetragen oder haben sich zumindest
mit einem potenziellen Rückreisewunsch registrieren lassen. Die Zahl
derjenigen, die dauerhaft im Ausland leben oder aufhältig sind, liegt
höher.

Zusatzfrage: Über 140 000 wollen jetzt noch zurück?

Adebahr: Nein, es haben sich insgesamt seit Beginn der Aktion 144 000
eingetragen. Seit Montag sind 96 000 Deutsche zurück. Das heißt aber nicht,
dass man 144 000 minus 96 000 rechnen kann.

Frage: An das Finanzministerium: Ist es richtig, dass die Bundesregierung
am Montag über die Aussetzung der Schuldenbremse entscheiden will? Wird
bereits am Montag über einen Staatsfonds für befristete Beteiligungen an
Unternehmen entschieden?

Kolberg: Wir haben immer betont, dass wir alle Maßnahmen ergreifen wollen,
um gut durch die Krise zu kommen. Einen Teil dieser Maßnahmen haben wir
hier schon erläutert; der Bundesfinanzminister hat sie vorgestellt. Wir
werden weitere Maßnahmen ergreifen, um Beschäftigte und Unternehmen zu
schützen. Haben Sie bitte Verständnis, dass ich diese Maßnahmen erst dann
vorstellen kann, wenn sie auch vorliegen und wenn sie beschlossen sind. Wir
werden aber natürlich zeitnah darüber informieren.

StS Seibert: Weil ja bekannt ist, dass es gestern sehr intensive Beratungen
der Bundeskanzlerin mit den entsprechenden Ministerinnen und Ministern
gegeben hat, will ich nur sagen: Das waren sehr konstruktive Beratungen.
Die Bundesregierung eint der gemeinsame Wille, angemessen auf diese
Coronakrise zu reagieren und wirklich das zu tun, was möglich ist, alles zu
tun, was möglich ist, um die Auswirkungen auf die Unternehmen wie auch auf
die Arbeitnehmer und ihre Arbeitsplätze abzufedern. Arbeitsplätze zu
bewahren ist eines unserer Hauptziele.

Am Montag wird eine Kabinettssitzung stattfinden - das habe ich angekündigt
-, und dort werden weitere Maßnahmen beschlossen. In diese Beschlüsse
fließen dann die Beratungen auf Regierungsebene, wie sie in den letzten
Tagen stattgefunden haben und wie sie auch weitergehen, ein, und dann
werden wir Sie entsprechend informieren.

Frage: An das Bundesfinanzministerium: Hat die EU-Kommission den Plan des
Bundesfinanzministers zu vom Staat garantierten Krediten für Unternehmen
genehmigt? Ab wann werden die Unternehmen sogenannte
KfW-Corona-Hilfskredite über ihre Hausbanken beantragen können? Es gibt
schon Beschwerden darüber, dass das derzeit noch nicht möglich sei.

Kolberg: Zum Thema KfW habe ich in der letzten Pressekonferenz schon
ausgeführt, dass die Informationen von der KfW an die Hausbanken
weitergegeben wurden, damit diese Kredite zeitnah ausgezahlt werden können
und das erreicht wird, was auch Herr Seibert gerade ausgeführt hat, nämlich
dass die Unternehmen und auch Arbeitsplätze geschützt werden. Dazu sind
umfangreiche Informationen bei der KfW verfügbar. Die KfW hat eine Hotline
eingerichtet und hat die Banken darüber informiert, wie das jetzt alles
funktioniert. Ich denke, da sind wir sehr schnell gewesen: Wir haben dieses
Paket am Freitag vorgestellt und am Mittwoch wurden die Banken informiert.
Ich denke, da können wir stolz auf unsere schnelle Krisenreaktion sein.

Was die europäische Dimension angeht, sind wir mit den EU-Finanzministern
und auch mit der EU-Kommission im Gespräch. Am Montag hat die Eurogruppe
getagt. Dort wurde abgestimmt, dass man die Maßnahmen ganz eng mit der
Europäischen Kommission koordiniert. Mit der EZB, der Europäischen
Investitionsbank, und dem ESM stehen wir in ständigem Austausch, um die
notwendigen Maßnahmen zu ergreifen.

Es wurde auch schon ein Bündel an Maßnahmen vorgelegt. Die Minister haben
ein gemeinsames Statement abgegeben, das seit Montag auch verfügbar ist.
Darin geht es unter anderem darum, die EU-Haushaltsmittel zu mobilisieren,
um Maßnahmen gegen die Krise zu ergreifen, zusätzliche Aktivitäten der EIB
werden vorgenommen. Man hat davon gesprochen, dass volle Flexibilität bei
den Vorgaben des Stabilitätspaktes und bei den Beihilferegelungen gelten.
Sie sehen also, wir sind zu allen diesen Fragen mit unseren europäischen
Partnern im Gespräch.

Baron: Ich würde hier noch gern zum Beihilfepunkt ergänzen. Auch von Seiten
des Bundeswirtschaftsministeriums möchte ich noch einmal betonen, was der
Kollege gerade gesagt hat: Die Bundesregierung tut alles, was notwendig
ist. Es stehen ja diese KfW-Betriebsmittelkredite und umfassende Hilfen für
alle Unternehmen zur Verfügung, nicht nur für große und Kleine. Es wird an
weiteren Hilfen, auch für Klein- und Kleinstunternehmen, gearbeitet. Es
wird hier keine Solidaritätslücke geben. Wir tun hier wirklich alles, was
notwendig ist.

Zum Beihilfepunkt wollte ich noch kurz ergänzen; der Kollege hat es schon
genannt. Die Kommission hat jetzt ja Vorschläge zur Überarbeitung des
Beihilferegimes vorgelegt. Das läuft unter dem technischen Begriff des
"temporary framework". Diese Vorschläge haben viele unserer Bitten schon
aufgenommen.

Weil konkret die Frage kam zu Problemen der Hausbanken im Verhältnis zur
KfW und Kritik an Zinssätzen der KfW, die zu hoch oder zu unattraktiv sind:
Das sind Probleme, die sich mit dem "temporary framework" der Kommission
lösen lassen. Für diese Fragen wird es also, sobald die Kommission dieses
Paket, dieses Beihilfepaket, verabschiedet hat, Lösungen geben. Wie der
Kollege gesagt hat: Wir sind da in engem Austausch mit der Kommission und
bringen unsere Punkte, wo wir Lücken sehen, auch ständig ein.

Frage : Einmal noch an das Finanzministerium. Im Gespräch für diesen
Staatsfonds sind ja 500 Milliarden Euro. Würden Sie sich von so einer Summe
- das ist ja quasi dann die Bazooka - auch eine beruhigende Wirkung auf den
Börsenverlauf erwarten?

Und im Zusammenhang mit dem Wirtschaftsministerium, Frau Baron, noch eine
Nachfrage: Vapiano hat Insolvenz beantragt und wohl beklagt, dass die in
Aussicht gestellten Mittel nicht schnell genug zur Verfügung gestellt
würden. Reagieren Sie auf solche Klagen?

Kolberg: Zunächst einmal: Da gibt es ja jetzt viel Berichterstattung. Zu
einzelnen Berichten äußern wir uns natürlich nicht.

Was irgendwelche Spekulationen betrifft, so habe ich ja eben schon
ausgeführt, dass wir am Montag weitere Maßnahmen vorstellen werden. Der
Minister hat sich heute auch dazu geäußert. Wir haben bereits eine Vielzahl
von Maßnahmen getroffen, um Arbeitsplätze zu schützen, um Unternehmen zu
schützen. Auf diesem Weg werden wir weitermachen. Wir haben das ja auch
angekündigt. Wenn es noch weiteren Bedarf gibt, werden wir Programme
vorstellen, die sich insbesondere an Klein- und Kleinstunternehmen richten.
Die Arbeiten laufen jetzt. Alle Maßnahmen, die erforderlich sind, werden
ergriffen. Das haben wir angekündigt, und das werden wir jetzt Schritt für
Schritt umsetzen. Das gibt dann natürlich auch Zuversicht für den
Finanzmarkt.

Baron: Ich kann auch das nur noch einmal unterstreichen, was der Kollege
gesagt hat. Es wird aktuell über weitergehende Maßnahmen beraten. Dazu
gehören auch diese Gedanken über Fondslösungen oder Modelle aus der
Finanzkrise. Dazu sind, wie gesagt, die Experten aus dem Finanz- und
Wirtschaftsministerium im Austausch. Dazu wird es etwas geben. Wir
schließen hier keine Mittel aus, sondern tun alles, was notwendig ist.

Zu Ihrer Frage zum Thema Insolvenzen und zur Frage, ob die Anträge zu lange
dauern, kann ich Ihnen, wie gesagt, mitteilen: Die KfW-Mittel, die Kredite,
konnten ab dieser Woche sofort beantragt werden. Sie stehen ab dem 23.03.
zur Verfügung.

Ich möchte neben den Krediten auch noch auf ein weiteres Instrument
hinweisen, nämlich die Bürgschaften, die daneben auch zur Verfügung stehen.
Auch da haben wir in der letzten Woche darüber informiert, dass wir beim
Thema Bürgschaften die Verfahren deutlich erleichtert haben. Bislang
mussten bei KfW-Bürgschaften auch Länderbeteiligungen eingeholt werden. Das
ist aktuell ausgesetzt, sodass aktuell Expressbürgschaften binnen drei
Tagen möglich sind.

Frage: Diese 500 Milliarden eines zusätzlichen Rettungsschirms, die jetzt
auf einmal kursieren, ähneln doch sehr stark dem Rettungsschirm, der schon
für die Unternehmen angedacht war, der weitgehend auf Kredite und Garantien
basiert. Oder muss man sich da noch etwas anderes vorstellen? Denn Frau
Baron hat jetzt erzählt, es solle noch einen zusätzlichen Fonds geben, um
Unternehmen zu retten, die in der Schieflage sind. Wenn das tatsächlich
diese 500 Milliarden sind, dann müsste ja letztendlich die
Bürgschaftsgarantie des Bundes massiv ausgeweitet werden. Denn bislang war
sie ja 500 Milliarden.

Kolberg: Genau. Wir haben ja eben schon ausgeführt, dass wir uns zu
Einzelheiten und zu Spekulationen, die jetzt in der Runde sind, nicht
äußern. Wir werden zügig unsere Maßnahmen vorstellen, die wir ergreifen, um
Arbeitsplätze und Unternehmen zu schützen.

Ich will noch einmal betonen, dass alle beschlossenen und auch die
geplanten Maßnahmen sich an die Realwirtschaft und die Beschäftigten
richten, weil das ja jetzt auch im Gespräch war, und nicht an Banken. Das
ist für uns ein ganz wichtiger Punkt.

Die Einzelheiten, wie gesagt, werden wir in Kürze vorstellen und dann auch
zu allen Einzelheiten dieser Maßnahmen sprechen. Der Minister hat ja auch
betont: Wenn es notwendig sein sollte, dann werden wir auch
Unternehmensbeteiligungen in Erwägung ziehen. Diese ganzen Maßnahmen werden
wir vorstellen, sobald sie feststehen.

Baron: Das kann ich auch nur noch einmal so unterstreichen.

Noch einmal zur Klarstellung: Das, was in der vergangenen Woche als
Schutzschild für beschäftigte Unternehmen vorgestellt wurde, hatte vier
klare Säulen. Das war das erweiterte Kurzarbeitergeld, das ja bereits
rückwirkend in Kraft getreten ist. Das waren die Betriebsmittelkredite und
KfW-Programme, die in unbegrenzter Höhe möglich sind. Das war dann zum
Dritten die verstärkte Zusammenarbeit und der Austausch mit den
europäischen Instrumenten - auch da sind ja schon Programme ergangen - und
eben auch die Auswirkungen von Bürgschaftsinstrumenten.

Daneben diskutiert die Bundesregierung aktuell weitere Instrumente, wie
eben dargestellt. Das betrifft die Kategorie Kleinst- und
Soloselbstständige, um da eben keine Solidaritätslücke entstehen zu lassen,
bis hin zu weiteren Instrumenten von Unternehmensbeteiligungen. Der Kollege
hat es genannt. Das sind sozusagen weitere Instrumente, die aktuell beraten
werden. Darüber werden wir dann informieren, wenn die Beschlüsse gefasst
sind.

Frage: Auch eine Frage an das Finanzministerium: Die
EU-Kommissionspräsidentin hat heute Morgen gesagt, dass Corona-Bonds
eingesetzt werden, wenn sie benötigt werden. Heißt das in der logischen
Folge, dass die Bundesregierung ihre Vorbehalte gegenüber diesen
Gemeinschaftsbonds aufgegeben hat, wenn sie das so verkündet, dass sie
eingesetzt werden?

Noch eine Frage an das Wirtschaftsministerium: Herr Linnemann, MIT-Chef,
hat heute Direktzahlungen an Kleinstselbstständige vorgeschlagen, und zwar
in der Höhe von 30 000 bis 40 000 Euro, die nicht zurückgezahlt werden
müssten. Ist das eine Richtung, in die Sie auch denken?

Kolberg: Zu Ihrer Frage: Da kann ich auf das zurückkommen, was ich eben
schon ausgeführt habe.

Wir stimmen uns auf europäischer Ebene eng ab. Die Kommissionspräsidentin
hat davon gesprochen, dass alle Maßnahmen ergriffen werden, die notwendig
sind, um gut durch die Krise zu kommen. Das ist ja genau der Ansatz, den
wir auch verfolgen. Welche Maßnahmen das sind - ich habe mir ihr Interview
ganz aufmerksam angehört -, hat sie ausdrücklich offengelassen. Sie hat
gesagt, dass wir dazu im Gespräch sind, und diese Gespräche laufen.

Zusatzfrage: Ich möchte noch kurz nachfragen, weil das ja in der Debatte um
die Eurobonds, wie Sie wissen, ein sehr heikler Punkt war. Wenn alle
Maßnahmen auf dem Tisch liegen, dann liegen also diese Gemeinschaftsbonds
jetzt auch auf dem Tisch und werden zum Beispiel von der Bundesregierung
oder anderen nicht mehr abgelehnt?

Kolberg: Ich bleibe bei dem, was ich gesagt habe. Wir sind mit unseren
europäischen Partnern im Gespräch, um gut aus dieser Krise herauszukommen.

Baron: Zur Frage, die an mich ging, kann ich nur noch einmal wiederholen:
Die Bundesregierung prüft und erarbeitet weitere Maßnahmen, insbesondere
auch für Selbstständige, Soloselbstständige und Kleinstunternehmen. Diese
müssen schnell und unbürokratisch Hilfe bekommen. Dazu zählen Kredite. Aber
wir diskutieren auch Zuschüsse.

Frage: Auch noch einmal zu der europäischen Diskussion: Wie stehen die
Bundesregierung und das Finanzministerium zu Möglichkeiten, die Kreditlinie
des ESM auszuweiten? Im Moment sind das ja 500 Milliarden Euro. Könnte man
sich vorstellen, das vielleicht zu verdoppeln?

Kolberg: Ich habe ja schon betont, dass es eben auch um die Zusammenarbeit
mit Kommission, EZB, Investitionsbank und natürlich auch ESM geht. Da
laufen gerade die Gespräche. Die Minister und die Ministerin haben sich am
Montag auf ein gemeinsames Vorgehen in ihrem Statement geeinigt und haben
dort Maßnahmen, die ich hier schon erläutert habe, niedergelegt. Genau auf
dieser Basis werden wir jetzt weiterarbeiten.

Wenn es weitere Maßnahmen gibt, wie ich ja eben schon erläutert habe, dann
werden wir sie zeitnah vorstellen.

Frage: Geht es um Spekulanten? Herr Altmaier und Herr Scholz haben in der
letzten Woche hier gesessen und gesagt, dass man insbesondere gegen
Spekulationen, jetzt auch gegen deutsche Unternehmen, vorgehen will. Der
größte Hedgefonds der Welt, Bridgewater Associates, hat mittlerweile 14
Milliarden Dollar gegen europäische Unternehmen gewettet. Was können Sie
noch dagegen tun? Was werden Sie gegen zukünftige Wetten der Hedgefonds
tun? War man vielleicht doch etwas zu zögerlich, wenn es um Leerverkäufe
geht, diese nicht sofort zu verbieten?

Kolberg: Ich denke, an dem, was wir hier auch ausgeführt haben, welche
Maßnahmen wir schon ergriffen haben und welche Maßnahmen wir auch
angekündigt haben, sieht man, dass wir entschlossen gegen die Auswirkungen
der Coronakrise vorgehen. Wie ausgeführt: Wenn dort weitere Maßnahmen
notwendig werden sollten, werden wir sie auch zeitnah ergreifen.

Baron: Zu diesem Punkt möchte ich auf etwas verweisen, was
Bundeswirtschaftsminister Altmaier heute zu dem Thema gesagt hat. Wie
gesagt: Wir adressieren dieses Thema. Wir haben das im Blick. Er hat eben
betont: Wir werden den Ausverkauf deutscher Wirtschaft und Industrie
verhindern. Dabei darf es keine Tabus geben. Wir müssen dann eben auch über
begrenzte staatliche Anleihen diskutieren, die vielleicht in diesem Kontext
nötig sind. Das war ja die Diskussion, die wir gerade schon geführt haben,
dass diese Instrumente aktuell in der Bundesregierung beraten werden.

Zusatzfrage: Es gibt ja aktuell schon in anderen Ländern - in Spanien,
Italien, Belgien, Frankreich - Leerverkaufstopps für bestimmte Unternehmen.
Warum gibt es das hierzulande noch nicht?

Kolberg: Wie ich ausgeführt habe: Sobald wir weitere Maßnahmen zu verkünden
haben, werden wir sie vorstellen. Wir haben im Moment eine Reihe von
Maßnahmen vorgestellt. Das ist jetzt der Stand, den ich Ihnen mitteilen
kann.

Frage: Ist angesichts der dramatischen Situation in Italien deutscher- oder
europäischerseits besondere Hilfe geplant?

StS Seibert: Vielleicht darf ich dazu ganz kurz etwas Grundsätzliches
sagen. Das hätte ich sowieso heute noch getan.

Wir alle sehen ja jeden Tag neue Berichte von dem schweren Leid, das sich
in Italiens Krankenhäusern abspielt und das so viele Familien in Italien in
Trauer stürzt. Ich möchte für die Bundesregierung sagen, dass wir Anteil am
Leid der Menschen in Italien nehmen, die besonders schwer von den
schrecklichen Auswirkungen der Coronapandemie betroffen sind. Wir trauern
mit dem italienischen Volk um die Menschen, die dem Virus jetzt zum Opfer
gefallen sind. Gleichzeitig sind wir voller Respekt - ich sage auch
Bewunderung - für die vielen Beispiele von tapferem und unermüdlichem
Einsatz im italienischen Gesundheitssystem und vom Bürgersinn, den gerade
viele Italiener zeigen.

Die Bundesregierung wird Italien bestmöglich bei der Bewältigung der
Pandemie unterstützen. Da gibt es Zusammenarbeit im medizinischen Bereich.
Aber das ist nur ein Teil davon, natürlich ein zentraler Aspekt. Wir
wissen, dass wir den Kampf gegen diese Corona-Pandemie nur gemeinsam
erfolgreich führen können, in großer Solidarität, in Entschlossenheit im
Rahmen der Europäischen Union und darüber hinaus. In dieser Gewissheit
arbeitet die Bundeskanzlerin auch weiterhin eng mit ihrem italienischen
Amtskollegen Giuseppe Conte und den Staats- und Regierungschefs der
Europäischen Union insgesamt zusammen, um diese Krise zu bewältigen.

Adebahr: Sie haben es ja vielleicht auch gestern gesehen. Wir haben eine
Lieferung nach Italien geben können. Das ist aus unserer Sicht auch ein
ganz wichtiges Zeichen europäischer Solidarität und Menschlichkeit. Da
sehen wir, dass der Binnenmarkt dort wieder anfängt zu funktionieren, damit
wir im Binnenmarkt in Gesamteuropa auch die Versorgung mit wichtigen
notwendigen Gütern sicherstellen können. Außenminister Maas hat gestern mit
seinem italienischen Amtskollegen Di Maio telefoniert. Sie haben sich
darauf verständigt, weiter ganz eng zu koordinieren, damit wir auch auf
europäischer Ebene solidarisch und gemeinsam immer besser durch diese Krise
kommen.

Frage: Herr Seibert, ich muss leider noch einmal darauf zurückkommen. Herr
Söder hat gerade eine weitreichende Ausgangssperre ab Samstag in Bayern
verkündet und hat gesagt, Baden-Württemberg, Sachsen und Saarland würden
etwas Ähnliches nach dem Vorbild Österreichs planen. Setzt das die
Bundesregierung das jetzt unter einen besonderen Druck?

Wir haben ja dann wieder den föderalen Flickenteppich. Wie wirkt das nach
außen? Ist das besonders hilfreich?

StS Seibert: Da ich das nun gerade von Ihnen erfahre, werden Sie verstehen,
dass ich es jetzt hier nicht stante pede kommentieren möchte. Aber es zeigt
sicherlich, dass die Absprache und die Koordination zwischen Bund und
Ländern, die jetzt für Sonntagabend geplant ist, ganz besonders wichtig
ist.

Frage: Herr Söder sagte auch gerade, dass es ein langes Gespräch mit Frau
Merkel gegeben hat. War das gestern, Herr Seibert? Wie lange hat das
gedauert?

StS Seibert: Ich kann Ihnen jetzt über interne Gespräche nicht berichten.
Ich kann Ihnen nur sagen: Es gibt im Moment sehr viele davon.

Zusatzfrage: In Bayern bleiben jetzt auch die Friseure zu. Ich würde gern
wissen, warum sie in den letzten Tagen überhaupt noch aufgehabt haben.

StS Seibert: Es war Teil der Einigung, die vor einigen Tagen zwischen Bund
und Ländern erzielt wurde, Bereiche, die zur Hygieneversorgung - das sage
ich jetzt einmal - gehören, noch offenlassen zu können. Es sind ja immer
Kann-Bestimmungen. Diese können offengehalten werden. All diese Dinge
werden unter dem Eindruck der Entwicklung der letzten Tage zwischen Bund
und Ländern, zwischen Bundesregierung und Ministerpräsidenten, zu
besprechen sein.

Zusatzfrage: War das vielleicht ein Fehler, die Friseure offenzulassen? Das
ist ja quasi ein Bakterienherd, ein Ort, wo viele Menschen zusammenkommen
und sich immer wieder austauschen.

StS Seibert: Diese Maßnahmen, auf die sich Bund und Länder geeinigt haben,
haben ja immer auch Zugangsbeschränkungen und eine Ordnung der Abläufe
bestimmt - es war jedenfalls gedacht, dass das so durchgeführt wird -, die
das Infektionsrisiko so senken, wie es nur geht.

Frage: Herr Seibert, wird jetzt vielleicht dieses Treffen von Sonntag jetzt
auf heute oder morgen vorverlegt?

StS Seibert: Ich habe gerade vor zwei Minuten durch eine Frage Ihres
Kollegen von einer bayerischen Entscheidung gehört. Erlauben Sie mir, dass
ich das jetzt nicht kommentieren kann oder das in seinen Auswirkungen auf
den Terminkalender, den ich Ihnen vorgetragen habe, jetzt hier schon
bewerten kann. Wir werden Sie immer rechtzeitig informieren, auch über den
Stand und die Abfolge der Beratungen.

Frage: Eine Frage an das Wirtschaftsministerium zu einem Aspekt, der
diskutiert wird, nämlich Mieten. Vielleicht können Sie uns ein bisschen
sagen, wie die Diskussion da verläuft. Es geht um Gewerbemieten, aber auch
um private Mieten. Wird es da eine Arbeits- oder eine Lastenteilung
zwischen Vermietern und Staat geben? Oder ist der Staat bereit, alle
Ausgaben, die da anfallen, zu übernehmen?

Baron: Auch da muss ich noch einmal auf das bereits Gesagte verweisen. Wir
bereiten aktuell in der Bundesregierung weitere Maßnahmen vor, die vor
allem die Zielgruppe erreichen sollen: Soloselbstständige,
Kleinstunternehmen und andere Kleinere Unternehmen, die besonders betroffen
sind und für die aus verschiedenen Gründen nur Kredite nicht das richtige
Instrument sind. Da diskutieren wir auch über direkte Zuschüsse.

Was diese dann im Einzelnen umfassen können, da kann ich jetzt noch nicht
ins Detail gehen. Da bitte ich um Verständnis, dass wir die laufenden
Beratungen noch abwarten müssen. Sobald da Beschlüsse gefasst sind, werden
wir natürlich informieren. Aktuell laufen die Beratungen.

Frage: Ich glaube, alle Redaktionen erreichen gerade viele Kleine
Unternehmen, die nicht das nötige Knowhow haben, um Kurzarbeitergeld oder
Hilfskredite zu beantragen, beziehungsweise die nicht das
Durchhaltevermögen und die Zuversicht haben, Kredite wieder zurückzuzahlen.
Wie sieht es denn jetzt mit betriebsbedingten Kündigungen aus, wenn den
Unternehmen Umsatz wegbricht? Was wollen Sie dagegen tun?

Baron: Ich kann nur noch einmal auf das Gesagte verweisen. Gerade für diese
Zielgruppe diskutieren wir, wie gesagt, weitere Maßnahmen. Es soll keine
Solidaritätslücke geben. Das heißt, auch diese Gruppe soll abgedeckt
werden. Zu weiteren Punkten müssten die Kollegen ergänzen. Das Thema von
Zuschüssen, über das beraten wird, hatte ich ja gerade genannt.

Stoltenberg: Herr Heil hat ja schon mehrfach geäußert - es wurde auch hier
schon mehrfach gesagt -, dass es oberstes Ziel der Bundesregierung ist,
dafür zu sorgen, dass sich die Menschen neben den Sorgen, die sie sonst
gerade haben, so wenig Sorgen wie möglich um materielle Dinge und Fragen
wie Arbeitslosigkeit machen müssen.

Wir haben das Instrument der Kurzarbeit noch einmal massiv vereinfacht. Es
ist möglich, es rückwirkend ab 1. März in Anspruch zu nehmen. Der Appell
ist, dass die Agenturen vor Ort, die jetzt vielleicht ein bisschen
überlastet sind - aber auch daran wird gearbeitet - gerade den von Ihnen
genannten Kleinunternehmen beratend zur Seite stehen. Da geht also nichts
unter. Da wird ihnen geholfen, und da wird beraten.

Frage: Ist man schon in der Frage weitergekommen, ob man das
Kurzarbeitergeld in großem Stil aufstockt, zum Beispiel durch eine Einigung
bei den Tarifpartnern, einen staatlichen Zuschuss oder durch eine Lockerung
der Grundsicherungsregeln?

Die Lohnfortzahlungen für Eltern, die jetzt ihre Kinder betreuen müssen,
weil die Schulen geschossen sind, sind ja eine Sache, die auch über das
Infektionsschutzgesetz laufen könnte. Hieße das, dass dann die Länder in
der Pflicht wären? Machen sie mit? Zahlen sie das? Wie ist der Stand der
Dinge bei der Lohnfortzahlung?

Stoltenberg: Am Mittwoch gab es bei uns im Haus ein Treffen der
Sozialpartner, auf dem die beiden Minister Altmaier und Heil mit den
Spitzen der Gewerkschaften und der Arbeitgeberverbände gesprochen und sich
beraten und ausgetauscht haben. Sie haben vereinbart, dass man sich über
die Frage der Aufstockungen oder der Zuschüsse einigt. Es gibt viele
tarifvertragliche Lösungen, wonach das Kurzarbeitergeld über 60 Prozent
oder 67 Prozent aufgestockt wird, wenn Kinder in der Familie sind.

Zu Ihrer anderen Frage kann ich mich nur dem anschließen, was hier schon
mehrfach geäußert wurde. Innerhalb der Bundesregierung gibt es intensive
Beratungen mit den Ländern über diese Fragen, gerade auch über die Frage,
wie man bei Soloselbstständigen verschiedene Sicherungsmöglichkeiten
einzieht. Ich bitte um Verständnis dafür, dass wir uns dann dazu äußern,
wenn das abgeschlossen ist.

Frage: Frau Adebahr, Quellen in Kiew sagen, dass die angekündigte
Videokonferenz zwischen den Ministern Maas und Kuleba verschoben wurde.
Können Sie das bestätigen?

Wie sehen Sie die Perspektiven für den Normandie-Gipfel im April? Wird es
ihn auch virtuell oder vielleicht gar nicht geben?

Adebahr: Wir haben gerade per Mail die Information verschickt, dass die
Videokonferenz mit dem ukrainischen Außenminister verschoben wurde. Sie
soll nun nächste Woche stattfinden.

Frage: Herr Seibert, Donald Trump hat das G7-Treffen im Juni abgesagt und
auch eine Videoschalte angekündigt. Beeinflusst oder beeinträchtigt das die
internationale Zusammenarbeit? Wie beurteilen Sie das?

Vielleicht können Sie zwei, drei Sätze zu den Vorbereitungen der Deutschen
auf die EU-Ratspräsidentschaft sagen. Wird sie durch die aktuelle Lage
beeinträchtigt?

StS Seibert: Es ist gut, dass Sie daran erinnern. Eigentlich hatte ich
vorhin vortragen wollen, dass die USA angekündigt haben, dass der
diesjährige G7-Gipfel der Staats- und Regierungschefs, der für Mitte Juni
angesetzt war, nicht in Form eines physischen Treffens, sondern tatsächlich
auch als Videokonferenz stattfinden wird. Außerdem haben die USA mitgeteilt
- sie haben in diesem Jahr die G7-Präsidentschaft -, dass sie bis zu dem
Gipfel im Juni zusätzliche Videokonferenztreffen der Staats- und
Regierungschefs der G7 abhalten wollen, und zwar im April und im Mai.

Es ist immer die Entscheidung der Präsidentschaft, wie ein Gipfel
durchgeführt wird. Angesichts der enormen globalen Auswirkungen des
Coronavirus und der Pandemie begrüßt die Bundeskanzlerin, dass es trotzdem
einen regelmäßigen Austausch der Staats- und Regierungschefs der G7 in Form
der regelmäßigen Videokonferenzen geben wird. Eine hat ja bereits
stattgefunden. Die G7 haben auch eine Erklärung zur Coronakrise gemeinsam
verabschiedet.

Natürlich ist es noch besser, wenn man sich zwei Tage von Angesicht zu
Angesicht begegnen kann; das muss ich, denke ich, niemandem erklären.
Trotzdem finden unter den besonderen Umständen eben besondere Maßnahmen
statt. So wird man jetzt in der internationalen Politik und Diplomatie
insgesamt lernen, mit dem Mittel der Videokonferenz trotzdem auch die
Gemeinsamkeit, die in dieser Krise notwendig ist, herzustellen.

Zusatz: Das gilt natürlich auch für die Ratspräsidentschaft und die
Vorbereitung. Vielleicht können Sie dazu noch etwas sagen?

StS Seibert: Wir haben jetzt den 20. März. Ich kann Ihnen jetzt noch nicht
genau sagen, wo Deutschland und Europa im Juli bei der Bewältigung des
Coronavirus stehen werden. Deswegen hat es keinen Zweck, dass ich dazu
jetzt in die Glaskugel blicke. Wir werden die Ratspräsidentschaft am 1.
Juli übernehmen; das ist klar und bleibt auch so.

Frage: Nächste Woche findet der EU-Gipfel statt. Sie hatten schon gesagt,
dass er auch in eine Videoschalte umgewandelt werde. Die EU-Gipfel sind
zweitägige Veranstaltungen, in denen man nachts sehr lange zusammensitzt.
Können Sie uns ein paar Einzelheiten dazu nennen, wie denn diese Schalte
ablaufen soll? Ist das eine Dauerschalte über mehrere Stunden, oder wird
sich das auf zwei Stunden beschränken?

StS Seibert: Ich sage es Ihnen sehr gern, nachdem sie stattgefunden hat.
Ich kann es Ihnen jetzt nicht vorhersagen.

Zusatzfrage: Steht also noch nicht fest, wie das abläuft?

StS Seibert: Es ist ein Zusammenschalten der 27 Staats- und
Regierungschefs, der Chefin der Europäischen Kommission, des Präsidenten
des Europäischen Rats und des Europäischen Parlaments, wie es sonst in
Brüssel auch physisch stattfände. Aber bevor es stattgefunden hat, kann ich
Ihnen noch nicht sagen, wie lang und in welcher Dynamik sich das abspielt.
Aber ich will gern im Anschluss darüber berichten. Es kann auch noch eine
andere Form der Presseunterrichtung geben.

Frage: Meine Frage geht wahrscheinlich an Frau Baron und eventuell auch an
Herrn Seibert. Es gibt jetzt Angebote der US-amerikanischen Autoindustrie
an die dortige Regierung, die Produktion umzustellen und in die Produktion
medizinischer Geräte einzusteigen oder dies zumindest zu prüfen.

Sind Ihnen von hiesigen Unternehmen ähnliche Angebote bekannt? Würden Sie
das unterstützen, beziehungsweise bemüht sich die Bundesregierung darum,
sozusagen branchenfremde Firmen dazu zu bringen, das zu prüfen, oder halten
Sie das für wenig sinnvoll?

Baron: Wir verfolgen die Berichterstattung dazu natürlich genau und stehen
zu allen Themen im Austausch mit der Wirtschaft. Aber ich kann Ihnen jetzt
nicht über konkrete Pläne aus deutschen Unternehmen berichten. Es wäre
natürlich auch immer eine Entscheidung des einzelnen Unternehmens, zu
beurteilen, was in einer Produktionsumstellung möglich und was nicht
möglich ist. Das kann die Bundesregierung schwerlich sozusagen vom
Schreibtisch aus beurteilen.

Zusatzfrage: Heißt das, dass es zum Beispiel auch noch keine Angebote gibt?

Baron: Mir ist nichts darüber bekannt, dass von deutschen Unternehmen
konkrete Angebote formuliert wären.

Frage: Ich habe dazu eine Frage an das Wirtschaftsministerium oder das
Gesundheitsministerium. Ermuntern Sie denn Unternehmen dazu, ihre
Produktion umzustellen?

Zum Beispiel gab es mit dem Tesla-Chef in den USA eine ähnliche Diskussion,
und er hat sich nach einer solchen Diskussion und nach Bitten aus der
Politik dazu bereit erklärt, zu versuchen, die Produktion umzustellen.

Baron: Wie gesagt, stehen wir mit der Wirtschaft und allen Branchen in
stetigem Austausch. Zu dieser Frage kann ich jetzt nichts Konkretes
berichten. In erster Linie müssten die Unternehmen bewerten, was in ihren
Produktionsanlagen möglich und was nicht möglich ist.

Ewald: Ich kann das von meiner Seite aus nicht ergänzen. Sie wissen, dass
wir unsere volle Energie darauf verwenden, mit allen Akteuren im
Gesundheitswesen nach Lösungen zu suchen, um die Kapazitäten weiter
aufzustocken und eine bestmögliche Versorgung im Pflegebereich, im
Gesundheitsbereich und insbesondere im Krankenhausbereich sicherzustellen.
Darauf verwenden wir unsere Energie jetzt primär und stehen dazu auch im
Austausch mit allen Beteiligten.

Frage: An das BMF und gegebenenfalls das Gesundheitsministerium: Der
"stern" berichtet, dass Finanzminister Scholz zwei Milliarden Euro für das
Gesundheitsministerium bewilligt habe, ohne den Haushaltsausschuss im
Vorfeld zu konsultieren. Warum ist das nicht passiert? Die Abgeordneten
wundern sich sehr. Natürlich sollten jetzt so wenige bürokratische Hürden
wie möglich bestehen. Aber ein parlamentarischer Ausschuss ist keine
bürokratische Hürde. Warum ist das ohne Konsultationen im Vorfeld passiert?

Kolberg: Wir haben alle Verfahren eingehalten, die notwendig sind, um die
notwendigen Hilfsmaßnahmen zu verabschieden und durchzubringen. Je nach
Maßnahme gibt es verschiedene Wege, das zu tun. Manche müssen ins Kabinett;
manche müssen in den Bundestag; manche müssen in den Haushaltsausschuss;
manche sind zustimmungspflichtig, während andere nur angezeigt werden
müssen.

Eine Vielzahl von Maßnahmen wurde ergriffen, um dem
Bundesgesundheitsministerium die Maßnahmen zu ermöglichen, die jetzt zügig
erforderlich sind. Darüber haben wir auch Auskunft gegeben. Ich weiß nicht,
ob der Kollege noch etwas ergänzen kann, aber das ist der Stand, den ich
dazu mitteilen kann.

Zusatzfrage: Das heißt, dass es bei den zwei Milliarden gar nicht notwendig
und zwingend war, den Haushaltsausschuss im Vorfeld zu konsultieren.
Korrekt?

Kolberg: Es geht um verschiedene Maßnahmen, die ergriffen wurden, und auch
um verschiedene Summen, die im Einzelnen bewilligt wurden. Dabei wurden
alle notwendigen Beteiligungen vorgenommen, die gebraucht wurden.

Freitag, 20. März 2020

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 20. März 2020

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-20-maerz-2020-1733084
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MELDUNG/165: Beschluss der Kanzlerin mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder zum Coronavirus (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 22. März 2020

Besprechung von Bundeskanzlerin Merkel mit den Regierungschefinnen und
Regierungschefs der Länder zum Coronavirus

Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und Regierungschefs der
Länder fassen folgenden Beschluss:



Die rasante Verbreitung des Coronavirus (SARS-CoV-2) in den vergangenen
Tagen in Deutschland ist besorgniserregend. Wir müssen alles dafür tun, um
einen unkontrollierten Anstieg der Fallzahlen zu verhindern und unser
Gesundheitssystem leistungsfähig zu halten. Dafür ist die Reduzierung von
Kontakten entscheidend.

Bund und Länder verständigen sich auf eine Erweiterung der am 12. März
beschlossenen Leitlinien zur Beschränkung sozialer Kontakte:

1. Die Bürgerinnen und Bürger werden angehalten, die Kontakte zu anderen
Menschen außerhalb der Angehörigen des eigenen Hausstands auf ein absolut
nötiges Minimum zu reduzieren.

2. In der Öffentlichkeit ist, wo immer möglich, zu anderen als den unter I.
genannten Personen ein Mindestabstand von mindestens 1,5 m einzuhalten.

3. Der Aufenthalt im öffentlichen Raum ist nur alleine, mit einer weiteren
nicht im Haushalt lebenden Person oder im Kreis der Angehörigen des eigenen
Hausstands gestattet.

4. Der Weg zur Arbeit, zur Notbetreuung, Einkäufe, Arztbesuche, Teilnahme
an Sitzungen, erforderlichen Terminen und Prüfungen, Hilfe für andere oder
individueller Sport und Bewegung an der frischen Luft sowie andere
notwendige Tätigkeiten bleiben selbstverständlich weiter möglich.

5. Gruppen feiernder Menschen auf öffentlichen Plätzen, in Wohnungen sowie
privaten Einrichtungen sind angesichts der ernsten Lage in unserem Land
inakzeptabel. Verstöße gegen die Kontakt-Beschränkungen sollen von den
Ordnungsbehörden und der Polizei überwacht und bei Zuwiderhandlungen
sanktioniert werden.

6. Gastronomiebetriebe werden geschlossen. Davon ausgenommen ist die
Lieferung und Abholung mitnahmefähiger Speisen für den Verzehr zu Hause.

7. Dienstleistungsbetriebe im Bereich der Körperpflege wie Friseure,
Kosmetikstudios, Massagepraxen, Tattoo-Studios und ähnliche Betriebe werden
geschlossen, weil in diesem Bereich eine körperliche Nähe unabdingbar ist.
Medizinisch notwendige Behandlungen bleiben weiter möglich.

8. In allen Betrieben und insbesondere solchen mit Publikumsverkehr ist es
wichtig, die Hygienevorschriften einzuhalten und wirksame Schutzmaßnahmen
für Mitarbeiter und Besucher umzusetzen.

9. Diese Maßnahmen sollen eine Geltungsdauer von mindestens zwei Wochen
haben.

Bund und Länder werden bei der Umsetzung dieser Einschränkungen sowie der
Beurteilung ihrer Wirksamkeit eng zusammenarbeiten. Weitergehende
Regelungen aufgrund von regionalen Besonderheiten oder epidemiologischen
Lagen in den Ländern oder Landkreisen bleiben möglich.

Bund und Länder sind sich darüber im Klaren, dass es sich um sehr
einschneidende Maßnahmen handelt. Aber sie sind notwendig und sie sind mit
Blick auf das zu schützende Rechtsgut der Gesundheit der Bevölkerung
verhältnismäßig.

Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und Regierungschefs der
Länder danken insbesondere den Beschäftigten im Gesundheitssystem, im
öffentlichen Dienst und in den Branchen, die das tägliche Leben aufrecht
erhalten sowie allen Bürgerinnen und Bürgern für ihr
Verantwortungsbewusstsein und ihre Bereitschaft, sich an diese Regeln zu
halten, um die Verbreitung des Coronavirus weiter zu verlangsamen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 22. März 2020

https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/coronavirus/besprechung-von-bundeskanzlerin-merkel-mit-den-regierungschefinnen-und-regierungschefs-der-laender-zum-coronavirus-1733266
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HERRSCHAFT/1876: "Corona-Kapitalismus" - Systemwechsel ... (SB)



Alle europäischen Regierungen stellen ihre Maßnahmen unter die Prämisse,
die kapitalistische Produktion, also die gesamte Arbeitswelt und damit die
Mehrwert- und Profiterzielung, möglichst gering einzuschränken und soweit es
geht aufrechtzuerhalten. Die Regierungen konzentrieren sich in ihrer
Eindämmungsstrategie auf die Bereiche der Reproduktion und der Zirkulation von
Menschen. Das ist eine politische Wahl und nicht Ergebnis einer
epidemiologischen Abwägung. Wenn die Eindämmung der Ausbreitung der Krankheit
das oberste Ziel wäre, müssten die Regierungen anders handeln und auch große
Teile der gesellschaftlich nicht unmittelbar notwendigen Produktionsprozesse und
Verkehrsinfrastruktur für eine gewisse Zeit stilllegen.
 
Verena Kreilinger und Christian Zeller - Corona-Pandemie - eine historische Wende [1]

Was auf die einen wie ein finsterer Traum wirken mag, aus dem man nicht mehr
erwacht, sondern in dem man sich immer tiefer verläuft, stellt für andere die
Chance dar, die herrschenden Bedingungen zu Lasten der Mehrheit der Menschen
weiter zu vertiefen. Naomi Klein, Autorin des 2007 veröffentlichten Klassikers
sozialökologischer Bewegungen Die Schock-Strategie: Der Aufstieg des
Katastrophen-Kapitalismus (The Shock Doctrine - The Rise of Disaster Capitalism),
wendet die darin erhobene These von dem wiederkehrenden Muster einer
Instrumentalisierung krisenhafter Eskalationen durch mächtige Akteure in Staat
und Kapital nun auf die aktuelle Entwicklung der Corona-Pandemie an. In dem
Video Coronavirus Capitalism - And How to Beat It [2] erklärt sie anhand mehrerer
Beispiele aus dem Krisenmanagement der Trump-Regierung, wie einmal mehr versucht
wird, aus den anwachsenden Problemen der von der Pandemie betroffenen Menschen
im übertragenen wie wortwörtlichen Sinne Kapital zu schlagen. 

So kündigt US-Präsident Trump finanzielle Rettungsstrategien für Konzerne aus
der Versicherungswirtschaft, der zivilen Luftfahrt und fossiler Industrien an,
während ohnehin rudimentäre sozialpolitische Hilfseinrichtungen und
Steuerregelungen weiter geschwächt werden. Dies wird, wenn auch auf nicht
unmittelbar gleichzusetzende Weise, in der EU und der Bundesrepublik
praktiziert, wie die vor allem um den Schutz der Wirtschaft kreisenden
Bemühungen der Bundesregierung belegen. Die wirtschaftliche Rettung
angeschlagener Unternehmen der Passagierflugzeugbranche und Tourismusindustrie
als auch Debatten um die Fortsetzung des kommerziellen Unterhaltungssportes
haben den Krisendiskurs noch zu einer Zeit geprägt, als das Beispiel China schon
gezeigt hat, wie verheerend sich die unkontrollierte Verbreitung des Coronavirus
entwickeln kann.

Auf Zugeständnisse an ArbeiterInnen in Form vollständiger Lohnfortzahlung bei
Einstellung der Arbeit, um nicht weiterhin auf engem Raum mit den KollegInnen am
Band stehen zu müssen, der Etablierung eines gut ausgebauten, zeitlich
durchregulierten Schutzes der vielen Menschen im Einzelhandel, die tagtäglich
den Massenansturm kaufwütiger Menschen bewältigen müssen, der Entkopplung des
Gesundheitswesens von der betriebswirtschaftlichen Logik des
Fallpauschalensystems oder des Verbotes jeder Form von Zwangsräumung ist kaum zu
hoffen. Gesundheitsminister Jens Spahn hat mit dem Satz "Es ist sicher leichter,
auf ein Konzert, einen Klubbesuch, ein Fußballspiel zu verzichten als auf den
täglichen Weg zur Arbeit" [3] gut zusammengefaßt, wo die Prioritäten liegen. Der
hochgradig auf Rohstoffimporte und Warenexport angewiesene Wirtschaftsstandort
Deutschland soll die Krise möglichst unbeschadet überleben, um daraus, analog
zur Finanz- und Wirtschaftskrise 2007/2008, gestärkt als EU-Hegemon
hervorzugehen.

Im Unterschied zu früheren die Republik erschütternden Ereignissen spielt sich
das Geschehen nicht nur im Kreditwesen ab, wo Bankencrash und Rezessionen
drohen. Die Pandemie droht die Güterproduktion desto mehr lahmzulegen, als sie
von den hochgradig miteinander verschränkten, statt konventioneller Lagerhaltung
auf just in time-Lieferung setzenden Produktionsketten abhängig ist. Der Virus
hat praktisch das Herz der Maschine erreicht und droht es zum Stillstand zu
bringen. Selbst das notorische Mittel kapitalistischer Krisenbewältigung, die
Defizite elementarer Existenzsicherung mit aggressiver Kriegführung zu
kompensieren und dabei eine Bereinigung der Überakkumulation zwecks Neustart auf
niedrigerer Ebene zu erhoffen, scheint immer weniger in Frage zu kommen. Jetzt
einen Krieg zu führen schnitte so tief ins Fleisch gesellschaftlicher
Reproduktion, daß am Ende nicht einmal die üblichen Gewinner davon profitieren
könnten.

Der auf staatskapitalistische und neokolonialistische Interessen verengte Blick
ist der wesentliche Grund für die Verzögerung, mit der in Westeuropa und
Nordamerika zu einschneidenden Maßnahmen gegriffen wurde, obwohl - oder gerade
weil - China und Südkorea gezeigt haben, wie sich das Tempo der epidemischen
Ausbreitung von COVID-19 auf ein mit den vorhandenen medizinischen Möglichkeiten
beherrschbares Maß reduzieren läßt. Die bürgerlichen Freiheiten, mit denen in
den Zentren der liberalen Staatsdoktrin USA, UK, Deutschland, Frankreich das
zögerliche Krisenmanagement gerechtfertigt wurde, dienen keinem anderen Ziel, als
die Ware Lohnarbeit so flexibel und verfügbar zu halten wir irgend möglich. 
Besonders deutlich zeigt sich dies am britischen Krisenmanagement, wo die ältere
Generation und gesundheitlich vorbelastete Menschen willkürlich und bedenkenlos
der Doktrin der kreativen Zerstörung oder systematisch erzeugten Disruption
geopfert werden [4]. Nichts könnte die Relevanz der Schock-Doktrin Naomi Kleins
besser bestätigen als die für die Wiege des kapitalistischen Ultraliberalismus
symptomatischen Strategien einer Bewirtschaftung der Lohnabhängigenklasse, die
von Sklaverei und Arbeitshaus bis zu sozialeugenischer Bevölkerungskontrolle und
der Zerschlagung der Gewerkschaften eine blutige Spur neofeudaler Unterdrückung
hinterläßt.

Dementsprechend widersprüchlich erscheint die notwendige Eindämmung der
Pandemie. Die sich zwischen staatsautoritärer Ermächtigung und subjektiver
Autonomie auftuende Kluft mit liberaldemokratischen Argumenten zu beackern
entkommt der fortgesetzten Legitimierung mehrwertschaffender Lohnarbeit nicht. 
Zugleich lassen sich bei dem Versuch, sich nach Maßgabe reformlinker
Transformationslogik aus der doppelten Schlinge arbeitsgesellschaftlicher
Zurichtung und physischer Verletzbarkeit herauszuarbeiten, nur wenige
Anhaltspunkte für eine emanzipatorische Öffnung finden. In Anbetracht des
verheerenden Anstieges der Neuinfektionen läßt sich schlicht nicht vermeiden, in
einer arbeitsteilig hochgradig funktionalisierten, mit zahlreichen
Begegnungsflächen und Tauschvorgängen auf Trab gehaltenen Bevölkerung
möglicherweise auch längerfristige Formen der sozialen Isolation zu vollziehen.

Die nun auch in der Bundesrepublik vollzogenen Maßnahmen zur Infektionsabwehr
sind notwendig und kommen de facto zu spät, bergen aber auch den Keim
überschießender Ermächtigung in sich, da trügt der schleichende Verdacht nicht. 
Wo der vertraglich geregelte Verkehr der privatwirtschaftlichen Eigentumsordnung
zur unabdinglichen Voraussetzung gesellschaftlichen Miteinanders erhoben wird,
kann es nicht erstaunen, daß sozialdarwinistisches Gegeneinander das Feld von
Konkurrenz und Wettbewerb getriebener Marktsubjekte beherrscht.

Unterhalb der Schwelle sozialrevolutionärer Überwindung der herrschenden
Verwertungsordnung scheint das Maximum des Erreichbaren in einem Green New Deal
sozialdemokratischen Zuschnitts zu bestehen, wie ihn Naomi Klein anläßlich des
aktuellen Krisenschocks vorschlägt. Ihre Empfehlung, die dadurch entstandene
Handlungsfreiheit nicht den Akteuren in den Regierungen und Konzernzentralen zu
überlassen, sondern für eine gesellschaftliche Transformation zu nutzen, in der
die Begrenzung der Klimakrise auf sozial gerechte Weise erreicht wird, verfügt
zumindest über große Mobilisierungswirkung. Sie könnte aufgegriffen werden als
work in progress, um überhaupt erst einmal auf breiter Basis diejenige Kritikfähigkeit
zu entwickeln, ohne die eine produktive Entwicklung der gesellschaftlichen
Naturverhältnisse nach sozialökologischen Prinzipien nicht stattfinden wird.

Den Gesellschaften Westeuropas und Nordamerikas, die auf dem Rücken der
Bevölkerungen des Globalen Südens eine relative gesellschaftliche Befriedung
erwirtschaftet haben, steht ein Zusammenbruch vertrauter Gewißheiten bevor, der
von kaum geringerer Erschütterungswirkung sein könnte als der auslösende Faktor
COVID-19. Viele werden eine existentielle Gefährdung für garantiert gehaltener
Versorgungssicherheit und berechenbar erscheinender Lebensperspektiven erleben
müssen, wie es ansonsten nur von Krieg, Hunger und Flucht betroffene Menschen
tun. Die sich daraus ergebenden Handlungsmöglichkeiten nicht auf die von Naomi
Klein entworfene Perspektive eines grünen Kapitalismus zu begrenzen wäre
allerdings die beste Option zur Verhinderung weiterer gesellschaftlicher
Schocks.

Ob das daran anknüpfende Projekt Ökosozialismus oder anders genannt wird,
entscheidend ist die Aufhebung der kapitalistischen Verwertungsordnung zugunsten
eines nicht mehr aggressiv verbrauchenden Umgangs mit allen Lebewesen inklusive
des Menschen selbst. Warum dieses Ziel unverzichtbar ist, dafür bietet der
"Corona-Kapitalismus" Anschauungsmaterial in Hülle und Fülle. Das Nebeneinander
von akkumulationsgetriebener Aneignung und den unmittelbaren Erfordernissen des
gesundheitlichen und sozialen Schutzes der Bevölkerungen erzeugt Kontraste
schmerzhaftester und widersinnigster Art.

Demgegenüber mag sich das Ziel, Bedürfnisse egalitär unter möglichst
weitreichender Vermeidung destruktiver Stoffwechselprozesse zu befriedigen,
utopisch anhören. Dieser ferne Fluchtpunkt progressiver sozialgeschichtlicher
Ideenbildung hebt das Ideal, das aus dem proletarischen Widerstand gegen den
aufstrebenden Kapitalismus und seine zunehmend zerstörerischen Energien
hervorgetreten ist, auf den heutigen Stand destruktiver Entwicklung. Der
Wunsch, den schmerzhaften Zwängen entfremdeter Arbeit und existenziellen Mangels
zu entkommen, durchzieht die bekannte Geschichte in Form sozialrevolutionärer
Aufbrüche von Beginn an. Am Horizont zivilisatorischer Entwicklung ist der
Gegenentwurf eines Friedens, der sich nicht, wie im Mythos des auf den
persischen Begriff für "Einzäunung" zurückgehenden Paradieses als
ausbruchssichere Weide zu schlachtender Schafe imaginiert, sondern den Traum der
Gewaltfreiheit für alle realisiert, zu allen Zeiten sichtbar gewesen. Hier gibt
es vieles wiederzuentdecken, an vieles kann angeknüpft werden und viel kann aus
der Bewegung für eine bessere Zukunft selbst hervorgehen.


Fußnoten:

[1] http://www.oekosoz.org/wp-content/uploads/2020/03/VK_CZ_20200320_Corona_Gesundheit.pdf

[2] https://theintercept.com/2020/03/16/coronavirus-capitalism/

[3] https://www.sueddeutsche.de/politik/coronavirus-spahn-wieler-robert-koch-institut-pressekonferenz-1.4837615

[4] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/sele1052.html
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STANDPUNKT/935: Coronawahn - Perversion der Solidarität (Kai Ehlers)

Coronawahn - Perversion der Solidarität

Oder: Ist Isolation heute das Soziale? 

von Kai Ehlers, 22. März 2020



Halten wir fest: Es gibt das mutierte Grippe-Virus aus der bekannten Corona-
Reihe. Sein Ansteckungspotential ist hoch. Vorsichtsmaßnahmen sind
notwendig, insbesondere für ältere Menschen, für die eine Ansteckung
tödlich verlaufen kann. Ist das gegenwärtige Quarantäneregime deshalb ein
notwendiger Akt der Solidarität?

Es ist klar, dass wir mit dieser Frage vermintes Gelände betreten. Da sind
die Katastrophenmeldungen des Robert-Koch-Institutes, vorgetragen allen
voran von Prof. Christian Drosten, nach dessen Vorgaben die allgemeine
Quarantäne eine Abflachung oder Streckung der Ausbreitungskurve des Virus
bis Mai, Juli oder gar August erreichen soll. Verhindert werden soll damit
eine Massierung von Infektionen innerhalb eines kurzen Zeitraums. Ohne
diese Streckung drohe eine Situation zu entstehen, in der die Kapazitäten
der Krankenhäuser nicht ausreichen könnten. Dann könnte es nötig werden, so
der Professor, dass Selektionen durchgeführt werden müssten, also
Entscheidungen, wer leben dürfe und wer nicht. Das, so weiter der
Professor, träfe dann vor allem die schwächsten Teile der Gesellschaft. Das
könne doch niemand wollen.

Mit dieser Argumentation wird der Ausnahmezustand, der die gesamte
Bevölkerung Deutschlands in die Isolation schickt, von den politisch
Verantwortlichen zum Akt der Solidarität erklärt, die gegen Uneinsichtige
notfalls auch mit Gewalt durchgesetzt werden müsse.

All dies geschieht auf der Grundlage von Modellrechnungen. Diesen
Hochrechnungen liegen aber, so Prof. Drosten, immer wieder und
unvermeidlich "geschätzte Annahmen" und nicht exakt erfassbare
Ausweitungsdaten von Ansteckungen durch das Virus zugrunde, nicht die Daten
tatsächlicher Erkrankungen. Nachzuhören ist das in den morgendlichen
Podcasts des Norddeutschen Rundfunks, in denen der Professor die Quarantäne-
Strategie laufend kommentiert. Dennoch: gerade mit der nicht
kontrollierbaren Verbreitung des Virus begründet der Professor dessen
Bedrohungspotential.[1]

Kritiken an dieser Strategie, wie sie allen voran von dem Epidemiologen
Wolfgang Wodarg vorgebracht werden, kommen im Kern interessanterweise zu
der gleichen Aussage, also der Unkontrollierbarkeit der Ausbreitung des
neuen Virus. Wodarg zieht daraus aber die gegenteilige Schlussfolgerung,
nämlich dass die bloße Ausbreitung des Virus noch keine Pandemie sei, die
über die jährlich wiederkehrenden Grippewellen und deren Opfer hinausgehe,
wenn Pandemie als weltweit sich ausbreitende tatsächliche Erkrankung
verstanden werde. Die Ausbreitung des Virus müsse daher wie eine normale
Grippewelle behandelt werden, die wie alle anderen zuvor in absehbarer Zeit
auslaufen werde.[2]

Die Rede ist also, so viel wird aus beiden Positionen trotz ihrer
Gegensätzlichkeit klar, nicht von einer tatsächlichen, sondern von einer
möglichen Pandemie, basierend auf den Zahlen der getesteten Infektionen,
während die Mortalitätsrate die jährlichen Ziffern früherer Grippewellen,
die von niemand bestritten bei ca. 20.000 liegt, nicht übersteigt.

All des ungeachtet wird von den Initiatoren der gegenwärtigen Quarantäne
die Ausbreitung des aktuellen Corona-Virus zu schwindelerregenden
Bedrohungsziffern hochgerechnet und mit tatsächlichen Pandemien aus der
Geschichte, wie der Spanischen Grippe zwischen 1914 und 1918, in
Zusammenhang gebracht, die damals 25 Millionen, nach anderen Abgaben 50
Millionen Tote forderte. Mit der Warnung vor möglichen Selektionen in
überfüllten Krankenhäusern, die bei einem zusammengedrängten Verlauf nötig
werden könnten, beschwören werden zudem die finstersten Traumata der
Geschichte, speziell der deutschen beschworen: Weltkrieg und Selektion.

Damit werden tief inkorporierte Ängste mobilisiert, gegen die rationale
Argumente von Kritikern der Quarantäne-Kampagne, die zur Besonnenheit
aufrufen, kaum eine Chance haben, wenn sie nicht als
Verschwörungstheoretiker, Antisemiten oder gar als unsolidarische
Sozialschmarotzer ausgegrenzt werden wollen.

Und dennoch...

Und dennoch ist zu fragen: Was, bitte sehr, ist an dieser flächendeckenden
Quarantäne solidarisch, die das öffentliche Leben erstickt, die die
wirtschaftliche Existenz der Menschen, vor allem der abhängig arbeitenden
Menschen zerstört, die mit der Aufforderung zur Selbstisolation persönliche
und nationalistische Egoismen in den übelsten Formen hochtreibt. Man denke
nur an den Versuch Donald Trumps die Produktion eines möglichen Impfstoffs
durch die deutsche Firma CurVac exklusiv für die USA einzukaufen.[3]

Und es geht ja nicht nur um die ökonomische Krise. Es wächst auch ein
ungeheurer psychischer Stau im sozialen Organismus der Bevölkerungen heran.
Er baut sich auf zwischen den von der Quarantäne in unterschiedlichem Maße
betroffenen Personen und Bevölkerungsgruppen, ebenso wie zwischen den
Generationen. Dieser Stau muss sich mit Sicherheit entladen, wenn die
Quarantäne wie in Aussicht gestellt über Monate andauert. Wohin geht die
Entladung? Nach rechts? Nach links? Einfach nur in chaotisierende
Revolten?

Die eigentliche Perversität des gegenwärtig von den regierenden verkündeten
Solidaritätsverständnisses wird aber erst sichtbar, wenn man sich klar
macht, dass selbstverständlich gerade die Alten, gerade die Schwachen und
gerade die Behinderten, die von der flächendeckenden Quarantäne geschützt
werden sollen, in den Strudel mit hineingerissen werden, der durch die zu
erwartende wirtschaftliche und soziale Destabilisierung der Gesellschaft
entsteht. Die durch die absehbare Desintegration des sozialen Organismus
entstehende Not dürfte im hilfsbedürftigen Teil der Bevölkerung mehr Opfer
fordern als das Corona-Virus es bisher getan hat und weiterhin könnte.
Daran können auch die Stützungsgelder nichts ändern, die zur
Aufrechterhaltung der Wirtschaft verteilt werden sollen, zumal der
Löwenanteil davon an Banken und Konzerne gehen wird.

Differenzieren

Dies alles ist so offensichtlich pervers, dass man hier zwangsläufig auf
die Frage gestoßen wird, warum die Kräfte, die heute Verantwortung für das
staatliche Leben im nationalen wie auch globalen Rahmen tragen, in dieser
Corona-Saison, wenn schon besondere Sorge für notwendig erachtet wird, die
über die übliche jährliche Grippe-Vorsorge hinausgeht, nicht zu einem
differenzierten Vorgehen kommen. Es wäre doch sehr einfach zu handhaben:


	Der jungen und mittleren, in Arbeit stehenden Generation wäre die Möglichkeit zu lassen, die Grippe in freier Bewegung zu überstehen und so das herbeizuführen, was von den Epidemiologen "Herdenimmunität" genannt wird - also die Grippewelle einfach bei 60/70% Infizierter auslaufen zu lassen.

	Zugleich wären eine systematische Aufklärung, Ausbildung und Ausrüstung zur Stärkung der Immunkräfte in der gesamten Bevölkerung zu initiieren, statt die Menschen zum Rückzug in ihre Häuser, an ihre PCs und an ihre Smartphones zu zwingen.

	Die häusliche Fürsorge für die Alten, Schwachen und Kranken während der erwarteten Hochzeit der Virusausbreitung durch den mobilen Teil der Gesellschaft wäre gezielt zu fördern. Danach kann auch für die Alten wieder Entwarnung gegeben werden.



Dies alles wäre ohne Schwierigkeiten, ohne übermäßige Kosten, durch eine
kurzfristige Mobilisierung der Bevölkerung, statt ihrer langfristigen
Stilllegung und der Zerstörung ihrer Lebensgrundlagen möglich.
D a s  hieße Solidarität zu organisieren, die zugleich die
zwischenmenschlichen Beziehungen als Kraft aktiviert.

Warum geschieht das nicht? Warum wird nicht in diese Richtung gedacht?
Warum wird stattdessen der totale Krieg gegen das Virus ausgerufen, der auf
einen Krieg gegen die Bevölkerung hinausläuft? Hier kommen wir zweifellos
auf die tieferen Regionen des gegenwärtigen Wahnsinns.

Aspekte des Missbrauchs

Wer jetzt Spekulationen über den möglichen geheimdienstlichen Ursprung des
Virus oder andere dunkle Kanäle erwartet, wie sie zur Zeit durch die
Medien geistern und auch ins soziale Netz schießen, wird hier nichts
finden.

Klar ist aber, dass Teile der herrschenden "Eliten", angesichts der
gegenwärtigen globalen Übergangskrise, in deren Verlauf sie die Kontrolle
über die Bevölkerungsbewegungen verlieren könnten, die Gelegenheit nutzen,
Notstandsübungen im großen Maßstab durchzuführen. Probeläufe für den Tag X,
sozusagen.

Klar ist auch, dass die Corona-Panik alle anderen Bedrohungsdebatten der
letzten Zeit absorbiert. Und sie pervertiert "Gemeinschaftsgeist" zur
Aufforderung sich dem Kollektiv, vertreten durch den Staat, durch
freiwillige Isolation zu unterwerfen. In ihr kulminiert eine geistige
Verfassung der Gesellschaft, die schon länger von Endzeiterwartungen
geprägt ist.

Klar ist schließlich auch, dass aus der Mentalität des Schottenabdichtens,
die gegenwärtig um die Welt geht, ein kruder Nationalismus zu folgen droht.
Globalisierung war gestern, tönt es von allen Seiten.

Dem allen ist entgegenzusetzen: Es gibt kein Zurück hinter die
Globalisierung. Es kann nur ein Voran zu Formen des Zusammenlebens geben,
in der die Menschen vor Ort ihre Verbindungen zu globalen Netzen in
überschaubaren Verantwortungsketten selbst herstellen, statt dass diese
abgehoben vom örtlichen Bedarf wuchern.

Dies alles wird in der nächsten Zeit noch genauer zu betrachten und zu
durchdringen sein. Entscheidend dürfte jetzt aber erst einmal sein, sich
entgegen öffentlicher Parolen nicht in die Selbstisolation und nicht in die
Vermeidung sozialer Kontakte und eine damit einhergehende Ohnmacht und
Abhängigkeit von obrigkeitlichen Maßnahmen treiben zu lassen, sondern die
eigenen Immunkräfte zu stärken, Kraft und Vertrauen in der aktiven sozialen
Begegnung, im ausdrücklichen Bemühen um Alternativen zur staatlichen
Bevormundung und zu den gesellschaftlichen Verhältnissen zu suchen, die aus
einem biologischen Problem eine globale Notstandsübung machen. Es geht
darum, das Erwachen des Ich am anderen Menschen zu praktizieren, statt sich
auseinanderdividieren und gegeneinander in Stellung bringen zu lassen. Es
geht um gegenseitige Hilfe, statt Ab- und Ausgrenzung, um Begegnung statt
Isolation. Das ist das Soziale, was jetzt gefordert ist. Das ist die
Solidarität, um die es wirklich geht. Das schließt Vorsorge gegen
Infektionen selbstverständlich nicht aus, sondern ein.


Anmerkungen:

[1] https://www.welt.de/vermischtes/article206651673/Corona-Experte-Christian-Drosten-zerlegt-Aussagen-von-Wodarg.htm 

[2] https://www.youtube.com/watch?v=MkK-lCwIPL8&feature=youtu.be 

[3] https://www.welt.de/wirtschaft/article206594327/CureVac-Trumps-Angriff-ist-ein-Weckruf-fuer-Deutschland.html 

[4] https://de.wikipedia.org/wiki/Herdenimmunit%C3%A4t
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KIRCHE/2264: Wort der katholischen, evangelischen und orthodoxen Kirche in Deutschland zur Corona-Krise (DBK)

Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 20.03.2020

Wort der katholischen, evangelischen und orthodoxen Kirche in
Deutschland zur Corona-Krise

"Beistand, Trost und Hoffnung"



Anlässlich der weltweiten Corona-Pandemie rufen die katholische,
evangelische und orthodoxe Kirche in Deutschland zu Zuversicht und
Vertrauen auf. Jeder könne sich der solidarischen Unterstützung, des
Beistands und Gebets gewiss sein. Das schreiben in einem Freitag (20. März
2020) veröffentlichten gemeinsamen Wort unter dem Titel "Beistand, Trost
und Hoffnung" der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz, Bischof Dr.
Georg Bätzing (Limburg), der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD), Landesbischof Dr. Heinrich Bedford-Strohm, und der
Vorsitzende der Orthodoxen Bischofskonferenz in Deutschland, Metropolit
Augoustinos.

Wie alle unverschuldete Not, die über die menschliche Gemeinschaft kommt,
so kenne auch diese Krise keine Gerechtigkeit. Deshalb, so die
Kirchenvertreter, seien das Füreinander-Dasein und die Solidarität in
dieser Zeit unabdingbar, um das humane Angesicht der Gesellschaft nicht zu
entstellen oder gar zu zerstören. Ausdrücklich danken die Kirchen allen im
Gesundheitswesen, Ärztinnen und Ärzten, Krankenpflegerinnen und
Krankenpflegern und Freiwilligen, die oft bis zur Erschöpfung dafür
sorgten, dass die Erkrankten die bestmögliche Versorgung erhielten.

Landesbischof Bedford-Strohm, Bischof Bätzing und Metropolit Augoustinos
appellieren in ihrem Wort, dass Grenzen und Barrieren, die derzeit
errichtet werden müssten, nicht die Grenzen in den Herzen hochziehen
dürften. "In einer solch existenziellen Krise, in der auch die
gesellschaftlichen Institutionen spürbar an ihre Grenzen stoßen, kommt es
auf jede und jeden Einzelnen an. Aber nicht, weil sich jeder dann selbst
der Nächste ist und jeder für sich allein kämpft, sondern weil jedes offene
Ohr, jedes freundliche Wort und jede helfende Hand besonders zählen und
viel bedeuten. Es tut in der Seele gut zu sehen, wie viel gelebte Humanität
es angesichts dieser Krise in unserer Gesellschaft gibt." Gleichzeitig
seien gerade die Christen in diesen Tagen mit der Frage nach dem Sinn
menschlichen Leids konfrontiert, worauf es keine einfachen Antworten gebe:
"Die biblische Botschaft und der christliche Erlösungsglaube sagen uns
Menschen jedenfalls zu: Gott ist ein Freund des Lebens. Er liebt uns
Menschen und leidet mit uns. Gott will das Unheil nicht. Nicht das Unheil
hat darum das letzte Wort, sondern das Heil, das uns von Gott verheißen
ist", so die Vertreter der Kirchen in Deutschland.


Auf der Themenseite Coronavirus - zur aktuellen Situation sind unter
anderem Links zu den Maßnahmen aller (Erz-)Bistümer, Hinweise auf
Gottesdienstangebote im Internet und Gebetsvorschläge des Deutschen
Liturgischen Instituts verfügbar.

 * 

"Beistand, Trost und Hoffnung"

Ein Wort der katholischen, evangelischen und orthodoxen Kirche in
Deutschland

Anlässlich der weltweiten Krise um das Corona-Virus veröffentlichen der
Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz, Bischof Dr. Georg Bätzing, der
Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD),
Landesbischof Dr. Heinrich Bedford-Strohm, und der Vorsitzende der
Orthodoxen Bischofskonferenz in Deutschland, Metropolit
Augoustinos, das gemeinsame Wort "Beistand, Trost und Hoffnung".

Liebe Mitchristinnen und Mitchristen,

liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,

die gegenwärtigen Tage sind geprägt von der krisenhaften Gesamtsituation,
die durch die Verbreitung des Corona-Virus hervorgerufen wird. Das Bemühen,
die Verbreitung dieser Krankheit zu verlangsamen, führt zu drastischen
Maßnahmen. Jede und jeder von uns ist konkret betroffen.

Da wir dieses Bemühen selbstverständlich unterstützen und uns an die
staatlichen Vorgaben konsequent halten wollen, wurden auch gemeindliche
Veranstaltungen abgesagt und kirchliche Einrichtungen weitgehend
geschlossen. Sie können sicher nachvollziehen, wie schwer es uns gefallen
ist, in diesen beunruhigenden Zeiten alle öffentlichen Gottesdienste
auszusetzen. Gerade in schweren Zeiten ist es für uns Christen eigentlich
unabdingbar, die Nähe Gottes zu suchen, indem wir uns zu gemeinsamen
Gebeten und Gottesdiensten versammeln.

Und doch ist dieser Verzicht notwendig, um die Pandemie so weit als irgend
möglich einzugrenzen, deren schwerwiegende Auswirkungen wir alle persönlich
zu spüren bekommen. Uns alle treffen die Einschränkungen. Manche sind
selbst oder in ihrem Umfeld von Erkrankung, schweren Krankheitsverläufen
oder gar Tod betroffen. Viele sind aufgrund des gesellschaftlichen
Stillstands in ihrer wirtschaftlichen Existenz bedroht und mit großen
Zukunftssorgen konfrontiert. Auch wenn die Gottesdienste derzeit nicht
stattfinden können, können Sie sich - das möchten wir Ihnen zusagen -
unserer solidarischen Unterstützung, unseres persönlichen Beistands und
unseres Gebetes gewiss sein.

Wie alle unverschuldete Not, die über die menschliche Gemeinschaft kommt,
so kennt auch diese Krise keine Gerechtigkeit. Sie trifft die einen nur
ganz am Rande, die anderen, oft genug die Schwachen, aber mit aller Härte.
Deshalb, aber auch wegen der notwendigen Isolation der Menschen, sind das
Füreinander-Dasein und die Solidarität in dieser Zeit so unabdingbar, um
das humane Angesicht unserer Gesellschaft nicht zu entstellen oder gar zu
zerstören. Unser großer Dank gilt allen im Gesundheitswesen, Ärztinnen und
Ärzten, Krankenpflegerinnen und Krankenpflegern und Freiwilligen, die oft
bis zur Erschöpfung dafür sorgen, dass die Erkrankten die bestmögliche
Versorgung erhalten.

Gerade weil in diesen Tagen viele Grenzen und Barrieren zwischen Menschen
errichtet werden müssen, dürfen die Grenzen nicht in den Herzen hochgezogen
werden. In einer solch existenziellen Krise, in der auch die
gesellschaftlichen Institutionen spürbar an ihre Grenzen stoßen, kommt es
auf jede und jeden Einzelnen an. Aber nicht, weil sich jeder dann selbst
der Nächste ist und jeder für sich allein kämpft, sondern weil jedes offene
Ohr, jedes freundliche Wort und jede helfende Hand besonders zählen und
viel bedeuten. Es tut in der Seele gut zu sehen, wie viel gelebte Humanität
es angesichts dieser Krise in unserer Gesellschaft gibt! An vielen Orten
haben sich spontan Freiwillige bereit erklärt, Einkäufe für ältere oder
kranke Nachbarn zu erledigen oder Kinder zu betreuen, deren Eltern
weiterhin ihrem Beruf nachgehen müssen. Auch in unseren Gemeinden gibt es
viele, die mit Telefongesprächen, E-Mails und anderen Medien den sozialen
Kontakt aufrechterhalten und die Gemeinschaft stärken. Dazu gehören auch
die vielen Gebetsgruppen, die sich über das Internet verabreden.

Die gegenwärtige Pandemie hat weltweite Ausmaße. Sie betrifft nicht nur
uns, sondern auch die Menschen in den Kriegsregionen des Nahen Ostens,
insbesondere Syriens, und in den Flüchtlingslagern. Da hier Schutzmaßnahmen
weitgehend fehlen, ist ihr Risiko zu erkranken sogar noch größer. Deshalb
dürfen wir auch sie nicht aus dem Blick verlieren.

Als Christen sind wir der festen Überzeugung: Krankheit ist keine Strafe
Gottes - weder für Einzelne, noch für ganze Gesellschaften, Nationen,
Kontinente oder gar die ganze Menschheit. Krankheiten gehören zu unserer
menschlichen Natur als verwundbare und zerbrechliche Wesen. Dennoch können
Krankheiten und Krisen sehr wohl den Glauben an die Weisheit und Güte
Gottes und auch an ihn selbst erschüttern. Krankheiten und Krisen stellen
uns Menschen vor Fragen, über die wir nicht leicht hinweggehen können. Auch
wir Christen sind mit diesen Fragen nach dem Sinn menschlichen Leids
konfrontiert und haben keine einfachen Antworten darauf. Die biblische
Botschaft und der christliche Erlösungsglaube sagen uns Menschen jedenfalls
zu: Gott ist ein Freund des Lebens. Er liebt uns Menschen und leidet mit
uns. Gott will das Unheil nicht. Nicht das Unheil hat darum das letzte
Wort, sondern das Heil, das uns von Gott verheißen ist.

Wir Menschen sind verwundbar und verletzlich. Das wird uns in diesen Tagen
schmerzhaft bewusst. Deshalb ist es zutiefst menschlich, Verunsicherung und
Angst zu spüren, wenn das gesellschaftliche Leben zum Stillstand kommt, der
Kontakt zu Freunden drastisch eingeschränkt wird, alle Planungen von heute
auf morgen durchkreuzt werden und wir nicht wissen, was in den nächsten
Wochen sich ereignen wird. Der auferstandene Christus, den wir in einigen
Tagen wieder feiern werden, ruft nach dem Zeugnis des Evangeliums den
Menschen in solcher Bedrängnis zu: "Fürchtet euch nicht!" (Mt 28,5) Dieser
Trost ermutigt uns, angesichts der Not und der Angst nicht in Verzagtheit
zu verharren, sondern Hoffnung und Zuversicht zu schöpfen. Und Gott ist uns
Menschen auch dann nahe, wenn wir nicht selbstsicher und souverän sind,
sondern unsicher tastend, suchend und fragend. Wer sich von dieser Hoffnung
leiten lässt, vermag anderen Beistand, Trost und Hoffnung zu spenden.

Wir Christen bereiten uns in der augenblicklichen Fasten- und Bußzeit auf
das Osterfest vor. Dabei weist ein Wort aus dem alttestamentlichen Buch
Jesaja uns in aller Deutlichkeit darauf hin, dass es nicht das rechte
Fasten ist, "wenn man den Kopf hängen lässt wie ein Schilf". Dagegen
ermutigt uns der Prophet, die "Fesseln des Unrechts zu lösen" und uns den
Notleidenden zuzuwenden, und zeichnet eine Verheißung Gottes an den
Horizont: "Dann wird dein Licht hervorbrechen wie das Morgenrot und deine
Heilung wird schnell gedeihen." (vgl. Jes 58,5-8)

Liebe Mitchristinnen und Mitchristen, liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,

all jenen, die unter den äußeren Umständen schwer zu leiden haben, wünschen
wir in den kommenden Tagen und Wochen alle Kraft und die nötige Hilfe.
Denen, die erkranken und an Krankheiten leiden, wünschen wir Linderung und,
wenn möglich, baldige Genesung. Diejenigen aber, die sterben, empfehlen wir
der Güte und Barmherzigkeit Gottes. Er möge sie aufnehmen in sein Leben.

In diesen Zeiten der Verunsicherung begleiten Sie alle unsere Gebete und
Segenswünsche!

Bleiben Sie behütet an Leib und Seele. Gott segne Sie!

Bonn und Hannover, den 20. März 2020



Bischof Dr. Georg Bätzing, Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz

Landesbischof Dr. Heinrich-Bedford-Strohm, Ratsvorsitzender der
Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD)

Metropolit Augoustinos, Vorsitzender der Orthodoxen Bischofskonferenz in
Deutschland


Hinweise:

Das gemeinsame Wort "Beistand, Trost und Hoffnung" ist als pdf-Datei
unter www.dbk.de verfügbar. Eine Kurzfassung mit Zitaten von Metropolit
Augoustinos, Landesbischof Bedford-Strohm und Bischof Bätzing finden Sie
auf Facebook.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 046 vom 20. März 2020

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de
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SCHACH-SPHINX/07218: Nachlassende Kampfwut (SB)

Die Verteidigung ist die schwerere Kunst, der Angriff läuft meistens
von selbst. Nach diesem Grundsatz verfahren viele Meister in ihren
Turnierpartien, wenn sie ein Figurenopfer mit unberechenbar wirrem
Hintergrund anbieten. Sie können gewiß sein, daß sie ihrem
Kontrahenten das Äußerste an Denkleistung damit abverlangen. Kleinste
Ungenauigkeiten werden hart bestraft. Indes muß auch der Angreifer
sein Pensum an Kreativität leisten. Wählt er nur den zweitbesten Zug
in einer heiklen Situation und gelingt es dem anderen dadurch, Luft zu
kriegen, gar Gegenchancen loszutreten, so sieht er sich bald schon auf
der Verliererstraße. Vom materiellen Standpunkt aus betrachtet,
besitzt sein Kontrahent schließlich einen Freibrief auf den Sieg. Im
heutigen Rätsel der Sphinx spielte Artur Jussupow auf hohes Risiko
gegen den Inder Viswanathan Anand, der jedoch zuletzt schlauerweise
die Figur mit 1...Sh7-g5! zurückgab. Jussupow, sichtlich ermüdet nach
langem Ringen, ließ nun in seiner Kampfwut nach und zog 2.f4xg5?! f6-
f5 3.Dg4-e2 Lg7xb2 4.c2-c4 Dd5-d6 5.De2xb2, verlor nach 5...e6-e5!
jedoch die Initiative und nach einigen Fehlern schließlich die Partie.
Dabei hätte er sich seinen Vorteil mit guten Aussichten auf den Sieg
mit einem raffinierten Konter bewahren können, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07218: Nachlassende Kampfwut (SB)]



Jussupow - Anand

Linares 1991


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Schwarz war blind für alle Gefahr, in der sein König steckte. Das
Erwachen kam zu spät: 1.Sd5-f6+ Kg8-h8 2.Dg3xe5! - diesen taktischen
Kniff hatte Schwarz offenbar völlig übersehen - 2...d6xe5 3.Td2-d8+
Lg7-f8 4.Td8xf8+ Kh8-g7 5.Td8-g8# Auch 1...Kg8-f8 hätte den schwarzen
König vor dem Matt nicht retten können: 2.Dg3xe5! d6xe5 3.Td2-d8+ Kf8-
e7 4.Td8-e8#



Erstveröffentlichung am 2. März 2007

22. März 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INTERNATIONALES





WASSER/258: 22. März - Für die Befreiung und Entprivatisierung des Wassers (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile

22. März: Für die Befreiung und Entprivatisierung des Wassers

von Francisca Fernández Droguett



(Santiago de Chile, 18. März 2020, alai).- Am 22. März ist Weltwassertag:
ein Datum, das die Abschaffung des Wassergesetzes und die Anerkennung der
Rechte der Natur ganz oben auf die Agenda rückt. Denn nur so kann das
Wasser in Chile befreit und entprivatisiert werden. Wir dürfen nicht
vergessen, dass sich in der Revolution, die wir heute erleben, eine
tiefgreifende Kritik an der Kommerzialisierung aller Gemeinschaftsgüter und
des Lebens im Allgemeinen ausdrückt. Immer stärker manifestiert sich die
Idee, dass der Neoliberalismus in Chile geboren wurde und hier auch sterben
wird. Vorangig für das neoliberale Wirtschaftsmodell in Chile ist der
Ausbau eines Wassermarktes: Hier werden Wasserrechte gekauft, verkauft,
vermietet und sogar verpfändet. Man braucht sich nur die Kleinanzeigen in
den Tageszeitungen anschauen: Ganze Flüsse werden hier zum Verkauf
angeboten.

Wassergesetze aufheben

Für den Erhalt der Ökosysteme und die Wiederherstellung der vielfältigen
Wasserströme sehen wir als Bewegung für das Wasser und die
Territorien einzig die Möglichkeit, die Wassergesetze aufzuheben und
neue Vorschriften zu schaffen. Diese müssen eine gemeinschaftliche
Verwaltung des Wassers mit oberirdischen und unterirdischen
Wassereinzugsgebieten vorsehen und den mehrdimensionalen Charakter von
Wasser als Fluss, See, Lagune, Meer, Gletscher, Feuchtgebiet und Moor
berücksichtigen. Der Kampf zur Verteidigung und Rückgewinnung des Wassers
ist plurinational: Er vereint verschiedene Völker, Communities und
Territorien, und in ihm artikulieren und potenzieren sich verschiedene
Weltsichten über dieses Gemeingut und seine spirituelle Dimension. Das
Wasser hat ein Gedächtnis, es trägt in Chile die Erinnerung an den
Widerstand gegen den Ausbau und die Ausweitung des Extraktivismus und die
Erinnerung der Erde und die ihrer Zyklen, es trägt die Erinnerung der
Ahnen. Es ist Bestandteil der Art und Weise, mit der menschliche und
nichtmenschliche Gemeinschaften ihre Reviere aufgebaut haben.

Rechte der Natur anerkennen

Zusätzlich zum plebiszitären Aspekt ermöglicht der verfassungsgebende
Prozess die Reflexion möglicher Lebenshorizonte sowohl auf institutioneller
als auch auf alltäglicher und territorialer Ebene. Wir müssen verstehen,
dass wir eine tiefe soziale und ökologische Krise erleben, die uns
auffordert, die Natur als politisches Subjekt anzuerkennen und mit
anthropozentrischen, kolonialistischen Ansichten zu brechen. Die Rechte der
Natur in die Verfassung aufzunehmen, wäre zutiefst dekolonialisierend. Der
heutige Naturbegriff geht auf ein "westliches" Konzept zurück - Natur kann
aber gleichzeitig zu einem Raum werden, von dem aus wir die durch die
Hegemonie des Kapitalismus abgesteckten Interpretationsspielräume in Frage
stellen können. Die Idee von den Rechten der Natur nähert sich daher
Ansätzen wie dem Itrofill Mongen (Biodiversität für die Mapuche)
oder sumak kawsay bzw. suma qamaña (das "gute Leben" in
Quechua bzw. Aymara) an. Daher müssen wir das Konzept von Rechten ausgehend
von einem juristischen Pluralismus überdenken und anerkennen, dass
verschiedene Normsysteme koexistieren: Indigene und Afro-Communities sowie
Bäuer*innen haben die Natur für alle Wesen als vitalen Raum definiert, von
dem sie Teil sind und den es zu bewahren und wiederherzustellen gilt.

Wasser ist ein Menschenrecht

Wir wollen eine plurinationale und feministische verfassungsgebende
Versammlung, die Wasser als Menschenrecht anerkennt und die Rechte der
Natur respektiert. Deshalb rufen wir dazu auf, an diesem Sonntag, den 22.
März, ab 11 Uhr auf dem Platz der Würde gegen die Privatisierung des
Wassers und gegen den Staatsterrorismus, die Menschenrechtsverletzungen und
die extraktivistische Politik zu demonstrieren, die für die Plünderung und
Verschmutzung der Territorien verantwortlich sind.

Francisca Fernández Droguett, Mitglied der Bewegung für das Wasser und
die Territorien und des sozio-ökologischen Komitees der Feministischen
Koordinationsgruppe 8. März


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/tagespolitik/22-maerz-fuer-die-befreiung-und-entprivatisierung-des-wassers/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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TRANSMITTER/334: Perry Rhodan-Infotransmitter vom 20.03.2020 (Pabel-Moewig)



Liebe Leserinnen und Leser,

auch in der PERRY RHODAN-Redaktion läuft gerade alles etwas anders
als bisher, denn wir alle arbeiten in Zeiten von Corona im
Home-Office. Aber wir geben alle unser Bestes, dass weiterhin jede
Woche ein neuer Roman für euch erscheint. (Und alle zwei Wochen je
ein Band von PERRY RHODAN NEO und der neuen Miniserie PERRY RHODAN
Mission SOL 2 ...)

PERRY RHODAN-Serie

Derzeit arbeiten die Autoren und das Lektorat intensiv an dem
nächsten Vierteiler, der auf der Erde und ihrem neuen kosmischen
Umfeld spielt. Intern nennen wir das den "Dyoversum"-Vierteiler; wir
machen dazu aber keine spezielle Werbung und weisen auf dem Titelbild
nicht ausdrücklich darauf hin. In diesen vier Romanen wird weiter
davon erzählt, wie die Situation im Dyoversum ist. Die Leser erfahren
mehr über den Konflikt mit den Topsidern, und es wird einiges über
die Zusammenhänge klar. Wenn ein Roman dieses Vierteilers dann auch
noch "Zeut" heißt - ohne dass ich mehr dazu sagen kann -, dürfte das
die Stammleser aufhorchen lassen. Wer nicht weiß, was sich hinter dem
Begriff verbirgt, kann in der Perrypedia nachschauen. Und während die
Autorinnen und Autoren an ihren Romanen schreiben, arbeiten die
Exposéautoren weiter an der weiteren Zukunft der Serie.
Beispielsweise legt ein Exposé, das derzeit in der Arbeit ist, eine
klare Spur auf Band 3100 - wobei diese Zusammenhänge natürlich erst
im Rückblick auffällig sein dürften ...

PERRY RHODAN NEO

Seit die neue Handlungsstaffel bei PERRY RHODAN NEO läuft, habt ihr
schon in drei Romanen erfahren, wie sich die Situation im großen
Imperium der Arkoniden entwickelt hat. Alte Mächte greifen nach neuer
Macht, die Verbündeten der Menschen stehen offenbar mit dem Rücken
zur Wand, es drohen neue Konflikte in der Milchstraße ... In dieser
Phase wird klar, dass es zudem ein größeres Problem gibt, das über
die Dimensionen eines interstellaren Krieges hinausgeht.

Mit diesen wenigen Sätzen lässt sich die Handlung zusammenfassen, die
in der aktuellen Staffel erzählt wird. Die zehn Bände stehen unter
dem Titel "Arkon erwacht"; sie wurden von Rüdiger Schäfer und Rainer
Schorm konzipiert. In den Romanen des Aprils 2020 zeigen diese zwei
Autoren und eine Autorin, wie es zwischen der Galaxis Andromeda und
dem Kugelsternhaufen M 13 weitergeht.

Einen Blick auf die Hintergründe des aktuellen Geschehens wirft
Rainer Schorm in seinem Roman mit dem Titel "Die Planetenmaschine".
Der Exposéautor erzählt vor allem von der Welt Siga und ihren
Bewohnern sowie von den Problemen, die sich auf diesem
Kolonialplaneten ergeben. Sein Roman mit der Bandnummer 223 kommt am
3. April 2020 in den Handel.

Direkt danach erzählt Rüdiger Schäfer vom "Besuch aus Andromeda". Es
ist nicht das erste Mal, dass der Exposéautor die Galaxis Andromeda
und die Verbindungen dorthin ins Zentrum eines Romans stellt. Welche
Beziehungen es zwischen Andromeda und dem erwachenden Arkon-Imperium
geben könnte, erfahren die Leser ab dem 17. April 2020 - dann liegt
der Band mit der Nummer 224 vor.

Ein knalliges Thema verspricht Susan Schwartz in ihrem Roman, der am
30. April 2020 erscheint und den Titel "Der neue Imperator" trägt.
Sie wirft einen Blick in das Innere des Arkon-Imperiums, zeigt die
Situation auf der Kristallwelt und schildert Intrigen und Abläufe in
den wichtigen Khasurnen Arkons ... Jeder der drei Romane kommt als
gedrucktes Taschenbuch in den Zeitschriftenhandel und als E-Book in
alle relevanten Shop. Sie sind zudem als Hörbücher im Download
erhältlich.

PERRY RHODAN-Mission SOL 2

Ab heute, den 20. März 2020 beginnt unsere neue Miniserie, die im
Kosmos der größten Science-Fiction-Serie der Welt angesiedelt ist.
Der Roman "Ritter des Chaos" von Kai Hirdt eröffnet PERRY
RHODAN-Mission SOL 2. Die zweite Staffel der Miniserie trägt den
Titel "Labyrinth" und setzt die Geschichten aus der ersten
Handlungsstaffel fort.

Wieder erscheinen zwölf Romane - in gedruckter Form, als E-Book und
als Hörbuch. Die Miniserie ist sehr gut für Einsteiger geeignet,
wobei es für die Stammleserschaft immer wieder bekannte Figuren und
Begriffe geben wird.

Weil ja immer noch nicht alle Leserinnen und Leser die Miniserie
kennen, veranstalten wir eine Preisaktion: "Das Raumschiffgrab" von
Kai Hirdt, mit dem vor einem Jahr die erste Miniserie unter dem Namen
"Mission SOL" startete, steht in allen relevanten E-Book-Shops vom
12. bis 26. März 2020 für nur 99 Cent zur Verfügung.

"Es ist eine ideale Möglichkeit, noch einmal die neuen Abenteuer des
Raumschiffes SOL und seiner Besatzung zu lesen", verspricht Klaus N.
Frick, der Redakteur unserer Serie. "Die zwölf Romane erzählen eine
in sich abgeschlossene Geschichte mit viel Action, aber auch
kosmischen Ereignissen." Ergänzende Hintergründe zur zweiten Staffel
von PERRY RHODAN-Mission SOL gibt's hier.

PERRY RHODAN-Silberbände

Bei den PERRY RHODAN-Silberbänden steht demnächst ein Jubiläum an!
Mit "Stalker", dem Band 150 der erfolgreichen Reihe, startet zudem
eine neue Handlungsebene. Bei den "Vironauten" treibt es Millionen
von Menschen - vom "Sternweh" geplagt - hinaus in die Weiten des
Universums. So weit wiederum treibt es nicht gerade die
Science-Fiction-Fans - diese aber treffen sich bei allerlei
Veranstaltungen ...

Verfügbarkeit von Heften während Coronavirus

Vermehrt fragen PERRY RHODAN-Leser per Mail, per Telefon oder über
soziale Medien an, wie es um den Vertrieb der PERRY RHODAN-Romane
während der laufenden Corona-Krise bestellt ist. Nach aktuellem Stand
der Dinge können wir sagen: Es ändert sich derzeit nichts, die
Verkaufsstellen haben zum größten Teil weiterhin geöffnet.

Die Zeitschriftenhändler und die Bahnhofsbuchhandlungen werden
beliefert, die Termine werden gehalten. Was passiert, wenn es zu
weiteren Einschränkungen kommen sollte, kann derzeit niemand sagen.
Auch die PERRY RHODAN-Redaktion kann sich dazu nicht äußern.

Wir empfehlen, mit der jeweiligen Händlerin oder dem jeweiligen
Händler zu sprechen: Was ist, wenn es zu einer Ausgangssperre kommen
sollte wie in Frankreich? Viele Händler legen bekanntlich gern Romane
zurück, andere haben angekündigt, Kunden auch direkt zu beliefern.
Deshalb unbedingt rückfragen! Über den PERRY RHODAN-OnlineShop werden
wir darüber hinaus weiterhin Einzelhefte nachliefern können. Für den
Shop werden derzeit sicherheitshalber mehr Romane zurückgelegt.

Wichtig: Informationen über andere Verkaufsstellen gibt es über die
Seite "mykiosk.de". Hier kann man gezielt nach Händlern und ihrem
Angebot suchen.

Das war's von meiner Seite - ich freue mich wie immer auf eure Post
an Philine-Marie.Ruehmann@vpm.de!

Ad Astra und bleibt alle gesund!

Eure Philine-Marie Rühmann

PERRY RHODAN-Redaktion



Quelle: Der PERRY RHODAN-Infotransmitter ist eine kostenlose E-Mail-
und Internet-Publikation der Pabel-Moewig Verlag KG, Rastatt

Verantwortlich für den Inhalt: 

Pabel-Moewig Verlag KG 

Karlsruher Straße 31, 

D-76437 Rastatt 

Amtsgericht Mannheim, HRA 705634 

USt. Id. Nr. DE265893557 

Verantwortlicher im Sinne des Rundfunkstaatsvertrags: 

Klaus N. Frick

Wir haben keinen Einfluss auf die Gestaltung und die Inhalte fremder
Seiten. Gemäß eines Urteils des Landgerichts Hamburg vom 12. Mai 1998
distanzieren wir uns von Aussagen und Inhalten gelinkter Seiten.
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